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Zur Zeit der Herausgabe dieses Exemplars gehören zum Verbreitungsgebiet der Verwaltungsgemeinschaft die Mitgliedsgemeinden Cursdorf, 
Deesbach, Döschnitz, Katzhütte, Meura, Rohrbach, Schwarzburg, Sitzendorf, Unterweißbach, Stadt Schwarzatal mit den Ortschaften  

Oberweißbach, Mellenbach-Glasbach und Meuselbach-Schwarzmühle.

Amtsblatt
der Verwaltungsgemeinschaft „Schwarzatal“
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Neue Ziffernblätter zieren die Turmuhr in Lichtenhain
Den Bericht dazu finden Sie auf Seite 16.
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Verwaltungsgemeinschaft 
„Schwarzatal“

Schließzeiten der Einwohnermeldeämter
Bitte beachten Sie folgende Schließzeiten der Einwohner-
meldeämter an unseren beiden Standorten:

Datum/Zeitraum Standort geschlossen Vertretung
04.02.2025 Sitzendorf Oberweißbach

Wir bitten um Verständnis, dass Terminvereinbarungen 
für allgemeine Meldeamtsvorgänge in der Woche vom 
03.-07.02.2024 nur eingeschränkt möglich sind.

Die Einsichtnahme in das Wählerverzeichnis wird entspre-
chend der allgemeinen Öffnungszeiten dennoch:

Montag: nach Vereinbarung
Dienstag: 9-12 und 13-18 Uhr
Mittwoch bis Freitag: nach Vereinbarung

am Hauptstandort Oberweißbach - Markt 5,  
98744 Schwarzatal, gewährleistet.

Bekanntmachung der Gemeindebehörde

über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis 
und die Erteilung von Wahlscheinen für die Wahl zum 
Deutschen Bundestag am 23.02.2025

1.
Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl für die Gemeinde - 
die Wahlbezirke der Gemeinden -
Cursdorf, Deesbach, Döschnitz, Katzhütte, Meura, Rohrbach, 
Schwarzburg, Sitzendorf, Unterweißbach und die Landge-
meinde Stadt Schwarzatal
wird in der Zeit vom 03.02.2025 bis 07.02.2025
(20. bis 16. Tag vor der Wahl)
während der allgemeinen Öffnungszeiten1)

Dienstags von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 18.00 
Uhr (oder nach telefonischer Vereinbarung an anderen Wo-
chentagen) in der Verwaltungsgemeinschaft Schwarzatal, 
Standort Oberweißbach, Einwohnermeldeamt (nicht barrie-
refrei), Markt 5, 98744 Schwarzatal
für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Jeder 
Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Vollständigkeit der 
zu seiner Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten 
überprüfen. Sofern ein Wahlberechtigter die Richtigkeit oder Voll-
ständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis einge-
tragenen Personen überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft 
zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollstän-
digkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf 
Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlbe-
rechtigten, für die im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß  
§ 51 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist.
Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren ge-
führt. Die Einsichtnahme ist durch ein Datensichtgerät möglich.
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist 
oder einen Wahlschein hat.

2.
Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig 
hält, kann in der Zeit vom 20. Tag bis zum 16. Tag vor der Wahl,  
spätestens am 07.02.2025 (16. Tag vor der Wahl) bis 12.00 Uhr,
bei der Gemeindebehörde4) Verwaltungsgemeinschaft 
Schwarzatal,Standort Oberweißbach, Einwohnermeldeamt, 
Markt 5, 98744 Schwarzatal
Einspruch einlegen. Der Einspruch kann schriftlich oder durch 
Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden.

Öffnungszeiten in der Verwaltung
Für das Jahr 2025 gelten unverändert folgende Sprechzeiten 
in unserer Verwaltung:

Vormittag Nachmittag
Montag,
Mittwoch - Freitag

nach
Vereinbarung

nach
Vereinbarung

Dienstag 09:00 - 12:00 Uhr 13:00 - 18:00 Uhr

Sprechzeit ohne Termin:
Dienstag von 09:00 bis 12:00 und 13:00 bis 18:00 Uhr.
Für die anderen Wochentage sind vorher vereinbarte 
Termine in der Verwaltung möglich.

Die Verwaltung ist unter folgenden Rufnummern erreichbar:

Einwahl über:

036705 / 67 - Durchwahl oder 036730 / 343 - Durch-
wahl

Amt Durchwahl
Gemeinschaftsvorsitzender: -102
Bauamt: -411 / -412
Hauptamt/Amtsblatt: -144
Einwohnermeldeamt:
Oberweißbach
Sitzendorf

�
-132
-131

Friedhofswesen: -433
Kasse: -222 / -224
Kindergartenverwaltung: -212
Liegenschaften: -421 / -422
Ordnungsamt: -401
Standesamt: -151
Steuern: -231 / -232
Personalamt: -143 / -144
�

Gemeinde Sitzendorf 036730 / 343-900
Stadt Schwarzatal 036705 / 67-800

Aktuelle Informationen entnehmen Sie bitte unserer Home-
page und den entsprechenden Aushängen.

Nächster Redaktionsschluss
Montag, den 27. Januar 2025

Nächster Erscheinungstermin
Freitag, den 7. Februar 2025
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dienen. Die Hilfsperson muss das 16. Lebensjahr vollendet ha-
ben. Die Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe 
einer vom Wahlberechtigten selbst getroffenen und geäußerten 
Wahlentscheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, 
die unter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die selbstbe-
stimmte Willensbildung oder Entscheidung des Wahlberechtig-
ten ersetzt oder verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der 
Hilfsperson besteht. Die Hilfsperson ist zur Geheimhaltung der 
Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung von der Wahl 
einer anderen Person erlangt hat.
Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem 
Stimmzettel und dem Wahlschein so rechtzeitig an die angege-
bene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am 
Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht.
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
ohne besondere Versendungsform ausschließlich von der Deut-
schen Post unentgeltlich befördert. Er kann auch bei der auf dem 
Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden.

Schwarzatal, den 10.01.2025
Die Gemeindebehörde
Verwaltungsgemeinschaft Schwarzatal
Wahlamt, Frau Bartl

Öffentliche Bekanntmachung

Widerspruch gegen Datenübermittlungen nach dem 
Bundesmeldegesetz (BMG)

Nach dem Bundesmeldegesetz (BMG) ist die Meldebehörde  
befugt Daten an andere Stellen zu übermitteln.

In den nachfolgend genannten Fällen haben Sie das Recht, der 
Datenübermittlung zu widersprechen. Auf die Möglichkeit der 
Eintragung von Übermittlungssperren haben die Meldebehör-
den gemäß den §§ 36 Abs.2, 42 Abs.3 und 50 Abs.5 BMG die 
Einwohner einmal jährlich durch öffentliche Bekanntmachung zu 
unterrichten.

1. Es wird deshalb darauf hingewiesen, dass jeder Einwohner 
gemäß § 50 Abs. 5 BMG der Weitergabe der zu seiner Per-
son gespeicherten Daten an Mandatsträger, Presse oder 
Rundfunk über Alters- und Ehejubiläen (Altersjubiläen sind 
der 70. Geburtstag und jeder weitere fünfte, ab dem 100. Ge-
burtstag jeder; Ehejubiläen sind das 50. und jedes folgende 
Ehejubiläum) widersprechen kann.

2. Der Weitergabe der Daten an Adressbuchverlage kann 
ebenfalls widersprochen werden.

3. Die Meldebehörde darf einer öffentlich-rechtlichen Religions-
gesellschaft zur Erfüllung ihrer Aufgaben Daten regelmäßig 
übermitteln. Gemäß § 42 Abs. 3 BMG wir hiermit auf das 
Widerspruchsrecht gegen die Übermittlung von Daten an 
eine öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaft, der die mel-
depflichtige Person und Familienangehörige angehören, hin-
gewiesen.

4. Die Meldebehörde darf Parteien, Wählergruppen und ande-
ren Trägern von Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit 
Wahlen und Abstimmungen auf staatlicher und kommunaler 
Ebene in den 6 der Wahl oder Abstimmung vorangehenden 
Monaten Auskunft aus dem Melderegister über die in § 44 
Abs. 1 Satz 1 bezeichneten Daten von Gruppen von Wahlbe-
rechtigten erteilen, soweit für deren Zusammensetzung das 
Lebensalter bestimmend ist. Auch hier haben Sie die Mög-
lichkeit des Widerspruchs.

Ein Widerspruch gegen die Weitergabe der gespeicherten Daten 
ist schriftlich an die

VG „Schwarzatal“
Einwohnermeldeamt
Markt 5
98744 Schwarzatal

zu richten.

Ryschka
Gemeinschaftsvorsitzender

3.
Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, 
erhalten bis spätestens zum 02.02.2025 (21. Tag vor der Wahl) 
eine Wahlbenachrichtigung.
Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahl-
berechtigt zu sein, muss Einspruch gegen das Wählerverzeich-
nis einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er sein Wahl-
recht nicht ausüben kann.
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis 
eingetragen werden und die bereits einen Wahlschein und Brief-
wahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenach-
richtigung.
Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahlkreis

194 Saalfeld-Rudolstadt - Saale-Holzland-Kreis -  
Saale-Orla-Kreis

durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum  
(Wahlbezirk) dieses Wahlkreises
oder
durch Briefwahl
teilnehmen.

4.
Einen Wahlschein erhält auf Antrag

4.1 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter,
4.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlbe-

rechtigter,
a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden 

die Antragsfrist auf Aufnahme in das Wählerverzeich-
nis nach § 18 Abs. 1 der Bundeswahlordnung (bis zum 
02.02.2025) oder die Einspruchsfrist gegen das Wähler-
verzeichnis nach § 22 Abs. 1 der Bundeswahlordnung 
(bis zum 07.02.2025 ) versäumt hat,

b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach 
Ablauf der Antragsfrist nach § 18 Abs. 1 der Bundes-
wahlordnung oder der Einspruchsfrist nach § 22 Abs. 1 
der Bundeswahlordnung entstanden ist,

c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festge-
stellt worden und die Feststellung erst nach Abschluss 
des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der Gemeinde-
behörde gelangt ist.

Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetrage-
nen Wahlberechtigten bis zum 21.02.2025 (2. Tag vor der Wahl) 
15.00 Uhr, bei der Gemeindebehörde mündlich, schriftlich oder 
elektronisch beantragt werden.
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen 
des Wahlraumes nicht oder nur unter nicht zumutbaren Schwie-
rigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahlta-
ge, 15.00 Uhr, gestellt werden.
Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der bean-
tragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann ihm bis zum Tage 
vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden.
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtig-
te können aus den unter 5.2 Buchstaben a bis c angegebenen 
Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch bis 
zum Wahltage, 15.00 Uhr, stellen.
Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage ei-
ner schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass er dazu berech-
tigt ist. Ein behinderter Wahlberechtigter kann sich bei der An-
tragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen.

5.
Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte

- einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises,
- einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag,
- einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zu-

rückzusenden ist, versehenen roten Wahlbriefumschlag und
- ein Merkblatt für die Briefwahl.
Die Abholung von Wahlscheinen und Briefwahlunterlagen für 
einen anderen ist nur möglich, wenn die Berechtigung zur Emp-
fangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen 
Vollmacht nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person 
nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie der Ge-
meindebehörde vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich 
zu versichern. Auf Verlangen hat sich die bevollmächtigte Person 
auszuweisen.
Ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen ei-
ner Behinderung an der Abgabe seiner Stimme gehindert ist, 
kann sich zur Stimmabgabe der Hilfe einer anderen Person be-
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Gemeinde Cursdorf

Wahlbekanntmachung
1.
Am 23.02.2025 findet die Wahl zum 21. Deutschen Bundestag 
statt.
Die Wahl dauert von 8.00 bis 18.00 Uhr.

2.
Die Gemeinde Cursdorf bildet einen Wahlbezirk.
Der Wahlraum wird in Cursdorf eingerichtet.
Die Gemeinde bildet 1 Wahlbezirk.

Wahl-
bezirk

Abgrenzung 
des
Wahlbezirks

Lage des Wahlraums
(Straße, Hausnummer, Zimmer)

Cursdorf Dorfgemeinschaftshaus, Ortsstraße 23

In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberechtigten in der 
Zeit bis 02.02.2025 übersandt worden sind, sind der Wahlbezirk 
und der Wahlraum angegeben, in dem der Wahlberechtigte zu 
wählen hat.
Der Briefwahlvorstand tritt zur Ermittlung des Briefwahlergebnis-
ses am 23.02.2025 um 15.00 Uhr in VG Schwarzatal, Markt 5, 
98744 Schwarzatal zusammen.

3.
Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des Wahlbe-
zirks wählen, in dessen Wählerverzeichnis er eingetragen ist.
Die Wähler haben die Wahlbenachrichtigung und ihren Personal-
ausweis oder Reisepass zur Wahl mitzubringen.
Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgegeben werden.
Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jeder Wähler erhält bei 
Betreten des Wahlraumes einen Stimmzettel ausgehändigt.
Jeder Wähler hat eine Erststimme und eine Zweitstimme.
Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender Nummer

a) für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck die Namen 
der Bewerber der zugelassenen Kreiswahlvorschläge unter 
Angabe der Partei, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen außer-
dem das Kennwort und rechts von dem Namen jedes Bewer-
bers einen Kreis für die Kennzeichnung,

b) für die Wahl nach Landeslisten in blauem Druck die Bezeich-
nung der Parteien, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wenden, auch diese, und jeweils die Namen der ersten fünf 
Bewerber der zugelassenen Landeslisten und links von der 
Parteibezeichnung einen Kreis für die Kennzeichnung.

Der Wähler gibt

seine Erststimme in der Weise ab,
dass er auf dem linken Teil des Stimmzettels (Schwarzdruck) 
durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere 
Weise eindeutig kenntlich macht, welchem Bewerber sie gel-
ten soll,

und seine Zweitstimme in der Weise,
dass er auf dem rechten Teil des Stimmzettels (Blaudruck) 
durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere 
Weise eindeutig kenntlich macht, welcher Landesliste sie 
gelten soll.

Der Stimmzettel muss vom Wähler in einer Wahlkabine des Wahl-
raumes oder in einem besonderen Nebenraum gekennzeichnet 
und in der Weise gefaltet werden, dass seine Stimmabgabe nicht 
erkennbar ist. In der Wahlkabine darf nicht fotografiert oder ge-
filmt werden.

4.
Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahlhandlung 
erfolgende Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses 
im Wahlbezirk sind öffentlich. Jedermann hat Zutritt, soweit das 
ohne Beeinträchtigung des Wahlgeschäfts möglich ist.

Sonstiges

„Agathe“ geht an den Start - älter werden in 
der Gemeinschaft
Nachdem im Juni 2024 der offizielle Startschuss für das Pro-
gramm „Agathe“ im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt gefallen ist 
und die AWO Saalfeld-Rudolstadt die Trägerschaft übernahm, 
ging es zum 1. Dezember los.

Das niederschwellig angelegte Teilhabeprojekt richtet sich an äl-
tere, alleinlebende Menschen mit dem Ziel, ihnen Unterstützung 
bei einer selbstbestimmten Lebensführung zu geben und dabei 
einen möglichst langen Verbleib im eigenen häuslichen Wohn-
umfeld zu ermöglichen. Umfangreiche Beratungs-, Vermittlungs- 
und Begleitungsangebote sind vorgesehen.

Menschen aus der Einsamkeit zu holen, ihnen Angebote der 
(Wieder-)Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu unterbreiten 
- darum werden sich ab Dezember 2024 fünf „Agathe“-Bera-
tungsfachkräfte in verschiedenen Regionen unseres Landkrei-
ses kümmern. Die Fachkräfte werden permanent geschult und 
befinden sich untereinander im Erfahrungsaustausch.

Das bereits im Landkreis bestehende vielseitige Netzwerk für 
unsere Seniorinnen und Senioren (Seniorenbeirat, Soziallotsen, 
Herbstzeitlose, ehrenamtliche Netzwerke etc.) soll bei dieser Ar-
beit ausdrücklich genutzt werden. Hier wird es enge Kooperatio-
nen und Synergien geben, um die soziale Infrastruktur in unse-
rem ländlich geprägten Landkreis weiter zu verbessern.

Ansprechpartner im Landkreis nach Regionen finden Sie unter:

https://www.agathe-thueringen.de/mein-ansprechpartner

Ihre Ansprechpartnerin für die VG Schwarzatal Frau Schmidt er-
reichen Sie unter 0152/22355109

Seniorenbegleiter „Herbstzeitlose“ -  
Zeit schenken, Freude geben
Seit über 20 Jahren bilden wir ehrenamtliche 
Seniorenbegleiter*innen aus, die alleinlebenden älteren Men-
schen etwas ihrer Zeit und Zuwendung schenken. Sie sind Ge-
sprächspartner, Begleiter im Alltag und schenken den Senioren 
ein Stück Lebensfreude - sei es bei Spaziergängen, kleinen Er-
ledigungen oder einfach durch Zuhören.

Interesse an einem Ehrenamt?
Der nächste Lehrgang startet am 05. Februar 2025. Werden Sie 
Teil dieses besonderen Projekts und erleben Sie, wie erfüllend 
es sein kann, Zeit zu schenken und gebraucht zu werden.

Anfragen und Infos:
AWO Informations- und Beratungszentrum
Am Blankenburger Tor 2 in Saalfeld
Telefon: 03671 563 329
www.seniorenbegleiter-herbstzeitlose.de
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ganisatorischen Vorkehrungen zur Abwehr von Wassergefahren 
durch Überschwemmungen oder andere Ereignisse im Gemein-
degebiet, soweit dies im öffentlichen Interesse geboten ist.
(3) Maßnahmen des Wasserwehrdienstes sind geboten, wenn 
eine abstrakte Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
vorliegt oder Störungen dieser bereits eingetreten sind.

§ 2
Aufgaben des Wasserwehrdienstes

(1) Die Gemeinde trifft zur Erfüllung ihrer Aufgaben im Wasser-
wehrdienst die erforderlichen Maßnahmen.
(2) Sie hält die Ausrüstung der Einsatzkräfte sowie die techni-
sche Ausstattung zur Gefahrenabwehr bereit. Der Gemeinde 
obliegt die Aus- und Weiterbildung der Kräfte des Wasserwehr-
dienstes.
(3) Zur Abwehr von Wassergefahren obliegen dem gemeindli-
chen Wasserwehrdienst folgende Aufgaben:

a) Über die Warnhinweise und Wasserstandsmeldungen des 
Landes hinausgehende Beobachtung der örtlichen Wasser-
standsentwicklung und Eisführung sowie Beurteilung dieser 
im Hinblick auf die Bedrohung der Bevölkerung, deren Hab 
und Gut, der Gewerbeflächen und der Verkehrswege,

b) Warnung betroffener Personen (z. B. Bevölkerung, Gewerbe-
betriebe, Industrie) bei Überschwemmungsgefahren,

c) Kontrolle der Situation an wasserwirtschaftlichen Anlagen,
d) Beobachtung gefährdeter Objekte,
e) Bei Verschärfung: Einrichtung von Wachdiensten,
f) Bekämpfung bestehender Auswirkungen von Wassergefah-

ren durch Überschwemmungen,
g) Sicherung von Schadstellen an gefährdeten Objekten,
h) Übungen der Alarmierungswege und der Abwehrmaßnah-

men zur praktischen Überprüfung der Alarm- und Einsatz-
planungen,

i) Anleitung zur Selbsthilfe der Bevölkerung.
(4) Die Gemeinde stellt einen Organisationsplan der Kräfte des 
Wasserwehrdienstes auf, der mindestens folgende Angaben ent-
hält:

a) die Beschreibung und Bezeichnung der Deich- und Flussab-
schnitte sowie der Anlagen an den Gewässern,

b) die Beschreibung und Bezeichnung der gefährdeten Inf-
rastruktur im innerörtlichen Bereich gemäß der bisherigen 
Ereignisse und der vorliegenden Hochwassergefahren- und 
Hochwasserrisikokarten,

c) den Leiter des Einsatzes, seinen Stellvertreter und die vorge-
planten Kräfte sowie deren Erreichbarkeit,

d) die Art der Alarmierung,
e) den Sammlungsort,
f) die Ablösung und Versorgung,
g) die Lagerorte der Hochwasserbekämpfungsmittel,
h) das Verzeichnis der Hochwasserbekämpfungsmittel,
i) die Art und Weise der Nachrichtenübermittlung.
Der Organisationsplan ist zusammen mit der Satzung ortsüblich 
öffentlich bekannt zu machen.
(5) Für die Alarmierung und den Einsatz des Wasserwehrdiens-
tes stellt die Gemeinde auf der Grundlage des Organisations-
planes der Kräfte des Wasserwehrdienstes einen Hochwasser-
alarm- und Einsatzplan auf, der mindestens folgende Angaben 
enthält:

a) die örtliche Gefährdung und die Gefahrenbereiche,
b) den Beginn und die Art der Gefährdung (Bezugspegel),
c) die einzuleitenden Maßnahmen,
d) die erforderlichen Kräfte und Mittel,
e) die zu alarmierenden Personen und die Sammlungsorte.
Die Gemeinde schreibt den Hochwasseralarm- und Einsatzplan 
mindestens alle drei Jahre oder aus konkretem Anlass fort. Die 
Fortschreibung ist dem betreffenden Personenkreis bekannt zu 
geben.

§ 3
Zuständigkeit

Zur Abwehr von Wassergefahren im Gemeindegebiet ist der 
Bürgermeister als Leiter des Wasserwehrdienstes zuständig. 
Er ruft den Einsatzfall für den Wasserwehrdienst aus. Er kann 
die Leitung des Einsatzes auf einen persönlich und fachlich ge-
eigneten Dritten übertragen. Der Leiter des Einsatzes nimmt die  

5.
Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der Wahl im 
Wahlkreis, in dem der Wahlschein ausgestellt ist,

a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk dieses 
Wahlkreises oder

b) durch Briefwahl
teilnehmen.
Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Gemeindebe-
hörde einen amtlichen Stimmzettel, einen amtlichen Stimmzette-
lumschlag sowie einen amtlichen Wahlbriefumschlag beschaffen 
und seinen Wahlbrief mit dem Stimmzettel (im verschlossenen 
Stimmzettelumschlag) und dem unterschriebenen Wahlschein 
so rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag angegebenen 
Stelle zuleiten, dass er dort spätestens am Wahltag bis 18.00 
Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann auch bei der angegebenen Stel-
le abgegeben werden.

6.
Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal und nur 
persönlich ausüben. Eine Ausübung des Wahlrechts durch einen 
Vertreter anstelle des Wahlberechtigten ist unzulässig (§ 14 Ab-
satz 4 des Bundeswahlgesetzes).
Ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen ei-
ner Behinderung an der Abgabe seiner Stimme gehindert ist, 
kann sich hierzu der Hilfe einer anderen Person bedienen. Die 
Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer vom 
Wahlberechtigten selbst getroffenen und geäußerten Wahlent-
scheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die un-
ter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die selbstbestimmte 
Willensbildung oder Entscheidung des Wahlberechtigten ersetzt 
oder verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson 
besteht (§ 14 Absatz 5 des Bundeswahlgesetzes).
Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer 
Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, wird mit Freiheits-
strafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Unbefugt 
wählt auch, wer im Rahmen zulässiger Assistenz entgegen der 
Wahlentscheidung des Wahlberechtigten oder ohne eine geäu-
ßerte Wahlentscheidung des Wahlberechtigten eine Stimme ab-
gibt. Der Versuch ist strafbar (§ 107a Absatz 1 und 3 des Straf-
gesetzbuches).

Schwarzatal, den 10.01.2025
Die Gemeindebehörde
Verwaltungsgemeinschaft Schwarzatal, Wahlamt, Frau Bartl

Amtliche Mitteilung

zur Wasserwehrdienstsatzung - WWDS der Gemeinde 
Cursdorf

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 05.11.2024 mit Be-
schluss-Nr.: 015-03-2024 die Wasserwehrdienstsatzung - WWDS 
der Gemeinde Cursdorf, mit seinen Anlagen beschlossen.

Mit Schreiben vom 05.12.2024 wurde der o.g. Beschluss dem 
Landratsamt Saalfeld-Rudolstadt als zuständige Rechtsauf-
sichtsbehörde vorgelegt. Diese bestätigte den Eingang mit Sch-
reiben vom 18.12.2024 (AZ.: 093.963:67_013(24)1-03/sege).

Entsprechend der Vorschriften des § 21 Abs. 3 Satz 3 Thüringer 
Kommunalordnung (ThürKO) wird die Wasserwehrdienstsatzung 
- WWDS der Gemeinde Cursdorf öffentlich bekanntgemacht:

Wasserwehrdienstsatzung - WWDS  
der Gemeinde Cursdorf

Aufgrund von § 55 Thüringer Wassergesetz (ThürWG) vom  
28. Mai 2019 (GVBl. S. 74), zuletzt geändert durch Artikel 52 des 
Gesetzes vom 2. Juli 2024 (GVBl. S. 277, 291) und § 19 Abs. 1 
Satz 1 Thüringer Kommunalordnung (ThürKO) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt 
geändert durch Artikel 33 des Gesetzes vom 2. Juli 2024 (GVBl. 
S. 277, 288) hat der Gemeinderat der Gemeinde Cursdorf am 
05.11.2024 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Zweck des Wasserwehrdienstes, Geltungsbereich

(1) Die Gemeinde Cursdorf richtet einen Wasserwehrdienst ein.
(2) Der Wasserwehrdienst umfasst die Schaffung der erforderli-
chen personellen und sachlichen Voraussetzungen sowie die or-
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Mitteilungen

Nachruf
Die Gemeinde Cursdorf trauert um  

ihr Gemeinderatsmitglied

Alexander Ehle
Alexander Ehle hat sich ehrenamtlich sehr um den Panorama-
Fitnesspfad der Gemeinde verdient gemacht und war seit dem 
1.6.2024 Ratsmitglied.
In seiner leider nur kurzen aktiven Zeit als Ratsmitglied hat 
er sich sehr engagiert und tatkräftig eingebracht.

Mit großem Dank und tiefem Respekt gedenken wir ihm 
ehrend, er wird uns fehlen und unvergessen bleiben.

Unsere aufrichtige Anteilnahme gilt seiner Frau, seiner 
Tochter und allen Angehörigen.

Frank Eilhauer
Bürgermeister der Gemeinde Cursdorf
sowie die Mitglieder des Gemeinderates und die
Mitarbeiter der Gemeinde Cursdorf

Veranstaltungen

„Haibdedannenaus“ in Cursdorf
Wie in den vergangenen Jahren sammeln wir wieder die 
Weihnachtsbäume ein.

Abholtermine:
11.01.2025 und 18.01.2025 jeweils ab 14.00 Uhr

Ab 17.00 Uhr findet am 18.01.2025 das alljährliche „Haide-
dannenaus“ am Feuerwehrgebäude statt.

Für Speisen und Getränke wird bestens gesorgt.

Wir freuen uns auf rege Teilnahme.

Die Feuerwehr und der Feuerwehrverein Cursdorf

Schulen / Kindereinrichtungen

Bunter Jahresrückblick der 
Kindertagesstätte “Bergbahnkids”  
in Cursdorf
Die Kindertagesstätte “Bergbahnkids” möchte sich bei allen Kin-
dern, den Eltern, dem Elternaktiv, der Gemeinde, dem Träger 
sowie allen die uns im Jahr 2024 so tatkräftig unterstützt haben, 
herzlich für die gute Zusammenarbeit bedanken. Wir blicken auf 
ein ereignisreiches Jahr mit schönen Festen und Feiern zurück. 
Einige Höhepunkte waren der Fasching mit dem CCC, das Kä-
fer- Sportfest und der Mäuse- Cup, die Osternestersuche, ein 
gelungenes Zuckertütenfest wie auch unser 10+1 Jubiläum, dem 
Oma-Opa-Tag, dem jährlichen Elternbastelabend, dem Advents-
café, verschiedenen Projekten und mit dem Besuch vom Weih-
nachtsmann, hatten die Kinder einen schönen Jahresabschluss.

Wir danken allen für die tolle Unterstützung und die vielen schö-
nen Marmeladenglasmomente, die wir nicht missen wollen.

Wir hoffen auch weiterhin auf eine gute Zusammenarbeit und 
wüschen allen ein erfolgreiches Jahr 2025!

Das Team der Kita “Bergbahnkids”

Befugnisse und Aufgaben der Gemeinde am Einsatzort wahr und 
leitet nach den Weisungen des Bürgermeisters die Maßnahmen 
des Wasserwehrdienstes am Einsatzort. Der Einsatzleiter trifft 
nach pflichtgemäßem Ermessen die notwendigen Entscheidun-
gen über die Einsatzmaßnahmen am Gefahren- oder Einsatzort. 
Über eingeleitete Maßnahmen von überörtlicher Bedeutung sind 
die zuständigen Stellen zu informieren.

§ 4
Beteiligte am Wasserwehrdienst

(1) Der Leiter des Wasserwehrdienstes kann in den Wasserwehr-
dienst regulär aufnehmen:

a) die Feuerwehr im Rahmen der Aufgabenerfüllung in der  
Allgemeinen Hilfe,

b) die Mitarbeiter der Gemeindeverwaltung,
c) die Bewohner der Gemeinde ab dem 18. Lebensjahr unter 

angemessener Berücksichtigung der persönlichen Verhält-
nisse (§ 55 Satz 3 ThürWG).

Der Bürgermeister entscheidet über den Antrag auf Aufnahme in 
den Wasserwehrdienst.
Die Aufgenommenen bilden den regulären Wasserwehrdienst.
(2) Personen, die im Hochwasserfall aufgefordert oder freiwillig 
mit Zustimmung des Einsatzleiters bei der Gefahrenbekämpfung 
Hilfe leisten, gehören für die Dauer des Einsatzes dem Wasser-
wehrdienst temporär an. Im Fall der Gefährdung eines Deiches 
und nach Anordnung durch die Wasserbehörde werden die Be-
wohner der bedrohten und der benachbarten Gemeinden zum 
temporären Wasserwehrdienst herangezogen.
(3) Personen, die nach Abs. 1 regulär in den Wasserwehrdienst 
aufgenommen wurden oder nach Abs. 2 aufgefordert oder frei-
willig Hilfe leisten, werden hierbei im Auftrag der Gemeinde tätig. 
Sie unterstehen für die Dauer und im Rahmen ihres Dienstes der 
Weisungsbefugnis des Leiters des Einsatzes oder einer von ihm 
beauftragten Person.
(4) Personen, die nach Abs. 1 regulär in den Wasserwehrdienst 
aufgenommen wurden, nehmen, soweit erforderlich, an Schulun-
gen des Landes und der Kommunen sowie an Übungen teil.

§ 5
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt (§ 19 Abs. 1 Satz 4 ThürKO), wer 
die Hilfeleistung verweigert außer, wer durch sie eine erhebli-
che Gefahr oder eine unzumutbare gesundheitliche Schädigung 
befürchten müsste sowie Personen, die andere, höherrangige 
Pflichten verletzen müssten.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann gemäß § 19 Abs. 1 Satz 5 Thür 
KO mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro geahndet wer-
den.
(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des  
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OwiG) ist die Gemeinde.

§ 6
Gleichstellungsklausel

Status- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung gelten 
jeweils in männlicher und weiblicher Form.

§ 7
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft.

Cursdorf, den 19.12.2024
Gemeinde Cursdorf
gez. Eilhauer
Bürgermeister� Siegel

Belehrung:
Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften, die nicht die Genehmigung, die Ausfertigung und diese 
Bekanntmachung betreffen, können gegenüber der Gemeinde 
Cursdorf schriftlich unter Angabe der Gründe geltend gemacht 
werden. Werden solche Verstöße nicht innerhalb einer Frist von 
einem Jahr nach dieser Bekanntmachung geltend gemacht, so 
sind diese Verstöße unbeachtlich.

Diese Belehrung erfolgte im Amtsblatt der Verwaltungsge-
meinschaft „Schwarzatal“, Nr. 1/ 2. Woche (07. Jahrgang) vom 
10.01.2025.
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Beschluss Nr. 034-03/2024 vom 11.12.2024
Beratung und Beschlussfassung Zweckvereinbarung zur Über-
tragung der Aufgabe „Bereitstellung der erforderlichen Plätze in 
Kindergärten
Abstimmungsergebnis: Ja: 7; Nein: 0; Enthaltungen: 0

Beschluss Nr. 035-03/2024 vom 11.12.2024
Beratung und Beschlussfassung zur zur Trägerbeteiligung als 
Nachbargemeinde der Gemeinde Cursdorf gemäß § 4 Abs. 1 
BauGB zum Bebauungsplan Wohngebiet und Sondergebiet 
„Leimruthe“
Abstimmungsergebnis: Ja: 7; Nein: 0; Enthaltungen: 0

Nicht öffentlicher Teil

Am 11.12.2024 wurden im nicht öffentlichen Teil der 03. Sitzung 
0 Beschlüsse gefasst.

Die Beschlüsse des öffentlichen Teils sind im Wortlaut in der Ver-
waltungsgemeinschaft „Schwarzatal“, 98744 Schwarzatal, Orts-
teil Oberweißbach/Thür. Wald, Markt 5 im Sekretariat (Zimmer 
2) oder in 07429 Sitzendorf, Hauptstraße 40 nach Vereinbarung 
während der Dienstzeiten einzusehen.

gez. Claudia Böhm
Bürgermeisterin

Amtliche Mitteilung

zur Satzung über die Erhebung der Grundsteuern 
und Gewerbesteuer (Hebesatz-Satzung) der 
Gemeinde Deesbach

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 11.12.2024 mit Be-
schluss-Nr.: 033-03/2024 die Satzung über die Erhebung der 
Grundsteuern und Gewerbesteuer (Hebesatz-Satzung) der Ge-
meinde Deesbach, mit seinen Anlagen beschlossen.

Mit Schreiben vom 13.12.2024 wurde der o.g. Beschluss dem 
Landratsamt Saalfeld-Rudolstadt als zuständige Rechtsauf-
sichtsbehörde vorgelegt. Diese bestätigte den Eingang mit Sch-
reiben vom 17.12.2024 (AZ.: 093.963:11_014(24)1-03/kfra).

Entsprechend der Vorschriften des § 21 Abs. 3 Satz 3 Thüringer 
Kommunalordnung (ThürKO) wird die Satzung über die Erhe-
bung der Grundsteuern und Gewerbesteuer (Hebesatz-Satzung) 
der Gemeinde Deesbach öffentlich bekanntgemacht:

Satzung über die Erhebung der Grundsteuern und 
Gewerbesteuer (Hebesatz-Satzung)  

der Gemeinde Deesbach

Auf der Grundlage der §§ 2, 18, 19 und 54 der Thüringer  
Gemeinde- und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalord-
nung - ThürKO -) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Artikel 33 
des Gesetzes vom 2. Juli 2024(GVBl. S. 277, 288) in Verbindung 
mit § 1 Thüringer Kommunalabgabengesetz (ThürKAG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 19. September 2000 (GVBl. 
S. 301), zuletzt geändert durch Artikel 32 des Gesetzes vom 2. 
Juli 2024 (GVBl. S. 277, 288), in Verbindung mit § 25 des Grund-
steuergesetzes (GrStG) vom 07. August 1973 (BGBl. I, S. 965), 
zuletzt geändert durch Artikel 32 des Gesetzes vom 02. Dezem-
ber 2024 (BGBl. I Nr. 387) und § 16 Gewerbesteuergesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I  
S. 4167), zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 02. Dezember 
2024 (BGBl. 2024 I Nr. 387), hat der Gemeinderat der Gemeinde 
Deesbach in der Sitzung am 11.12.2024 folgende Satzung über 
die Erhebung der Grundsteuern und Gewerbesteuer (Hebesatz-
Satzung) beschlossen:

§ 1
Steuersätze der Realsteuern

Die Hebesätze für Grundsteuern und Gewerbesteuern werden 
für die Gemeinde Deesbach wie folgt festgesetzt:

1) Grundsteuer für land- und
forstwirtschaftliche Betriebe
(Grundsteuer A)

271 v. H.

2) Grundsteuer für Grundstücke
(Grundsteuer B)

389 v. H.

3) Gewerbesteuer 395 v. H.

Gemeinde Deesbach

Beschlüsse des Gemeinderates

In der 03. Sitzung des des Gemeinderates Deesbach 
am 11.12.2024 wurden folgende Beschlüsse gefasst:

Öffentlicher Teil

Beschluss Nr. 003-03/2024 vom 11.12.2024
Beratung und Beschlussfassung Feststellung der Jahresrech-
nung 2021
Abstimmungsergebnis: Ja: 7; Nein: 0; Enthaltungen: 0

Beschluss Nr. 004-03/2024 vom 11.12.2024
Entlastung der Bürgermeisterin für das Haushaltsjahr 2021
Abstimmungsergebnis: Ja: 6; Nein: 0; Enthaltungen: 0; Befangen: 1

Beschluss Nr. 005-03/2024 vom 11.12.2024
Entlastung des 1. Beigeordneten für das Haushaltsjahr 2021
Abstimmungsergebnis: Ja: 7; Nein: 0; Enthaltungen: 0

Beschluss Nr. 006-03/2024 vom 11.12.2024
Beratung und Beschlussfassung Feststellung der Jahresrech-
nung 2022
Abstimmungsergebnis: Ja: 7; Nein: 0; Enthaltungen: 0

Beschluss Nr. 007-03/2024 vom 11.12.2024
Entlastung der Bürgermeisterin für das Haushaltsjahr 2022
Abstimmungsergebnis: Ja: 6; Nein: 0; Enthaltungen: 0; Befangen: 1

Beschluss Nr. 008-03/2024 vom 11.12.2024
Entlastung des 1. Beigeordneten für das Haushaltsjahr 2022
Abstimmungsergebnis: Ja: 7; Nein: 0; Enthaltungen: 0

Beschluss Nr. 028-03/2024 vom 11.12.2024
Entlastung des 1. Beigeordneten für das Haushaltsjahr 2022
Abstimmungsergebnis: Ja: 7; Nein: 0; Enthaltungen: 0

Beschluss Nr. 029-03/2024 vom 11.12.2024
Beratung und Beschlussfassung Feststellung der Jahresrech-
nung 2023
Abstimmungsergebnis: Ja: 7; Nein: 0; Enthaltungen: 0

Beschluss Nr. 030-03/2024 vom 11.12.2024
Entlastung der Bürgermeisterin für das Haushaltsjahr 2023
Abstimmungsergebnis: Ja: 6; Nein: 0; Enthaltungen: 0; Befangen: 1

Beschluss Nr. 031-03/2024 vom 11.12.2024
Entlastung des 1. Beigeordneten für das Haushaltsjahr 2023
Abstimmungsergebnis: Ja: 6; Nein: 0; Enthaltungen: 0; Befangen: 1

Beschluss Nr. 032-03/2024 vom 11.12.2024
Beratung und Beschlussfassung über über- und außerplanmäßi-
ge Ausgaben 2024
Abstimmungsergebnis: Ja: 7; Nein: 0; Enthaltungen: 0

Beschluss Nr. 033-03/2024 vom 11.12.2024
Beratung und Beschlussfassung über die Hebesatzsatzung 2025
Abstimmungsergebnis: Ja: 7; Nein: 0; Enthaltungen: 0
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und in der Weise gefaltet werden, dass seine Stimmabgabe nicht 
erkennbar ist. In der Wahlkabine darf nicht fotografiert oder ge-
filmt werden.

4.
Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahlhandlung 
erfolgende Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses 
im Wahlbezirk sind öffentlich. Jedermann hat Zutritt, soweit das 
ohne Beeinträchtigung des Wahlgeschäfts möglich ist.

5.
Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der Wahl im 
Wahlkreis, in dem der Wahlschein ausgestellt ist,

a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk dieses 
Wahlkreises oder

b) durch Briefwahl
teilnehmen.
Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Gemeindebe-
hörde einen amtlichen Stimmzettel, einen amtlichen Stimmzette-
lumschlag sowie einen amtlichen Wahlbriefumschlag beschaffen 
und seinen Wahlbrief mit dem Stimmzettel (im verschlossenen 
Stimmzettelumschlag) und dem unterschriebenen Wahlschein 
so rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag angegebenen 
Stelle zuleiten, dass er dort spätestens am Wahltag bis 18.00 
Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann auch bei der angegebenen Stel-
le abgegeben werden.

6.
Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal und nur 
persönlich ausüben. Eine Ausübung des Wahlrechts durch einen 
Vertreter anstelle des Wahlberechtigten ist unzulässig (§ 14 Ab-
satz 4 des Bundeswahlgesetzes).
Ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen ei-
ner Behinderung an der Abgabe seiner Stimme gehindert ist, 
kann sich hierzu der Hilfe einer anderen Person bedienen. Die 
Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer vom 
Wahlberechtigten selbst getroffenen und geäußerten Wahlent-
scheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die un-
ter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die selbstbestimmte 
Willensbildung oder Entscheidung des Wahlberechtigten ersetzt 
oder verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson 
besteht (§ 14 Absatz 5 des Bundeswahlgesetzes).
Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer 
Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, wird mit Freiheits-
strafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Unbefugt 
wählt auch, wer im Rahmen zulässiger Assistenz entgegen der 
Wahlentscheidung des Wahlberechtigten oder ohne eine geäu-
ßerte Wahlentscheidung des Wahlberechtigten eine Stimme ab-
gibt. Der Versuch ist strafbar (§ 107a Absatz 1 und 3 des Straf-
gesetzbuches).

Schwarzatal, den 10.01.2025
Die Gemeindebehörde
Verwaltungsgemeinschaft Schwarzatal, Wahlamt, Frau Bartl

Mitteilungen

§ 2
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft.

Deesbach, den 18.12.2024
Gemeinde Deesbach
gez. Claudia Böhm
Bürgermeisterin� Siegel

Belehrung:
Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften, die nicht die Genehmigung, die Ausfertigung und diese 
Bekanntmachung betreffen, können gegenüber der Gemeinde 
Deesbach schriftlich unter Angabe der Gründe geltend gemacht 
werden. Werden solche Verstöße nicht innerhalb einer Frist von 
einem Jahr nach dieser Bekanntmachung geltend gemacht, so 
sind diese Verstöße unbeachtlich.

Diese Belehrung erfolgte im Amtsblatt der Verwaltungsge-
meinschaft „Schwarzatal“, Nr. 1/ 2. Woche (07. Jahrgang) vom 
10.01.2025.

Wahlbekanntmachung
1.
Am 23.02.2025 findet die Wahl zum 21. Deutschen Bundestag 
statt.
Die Wahl dauert von 8.00 bis 18.00 Uhr.

2.
Die Gemeinde Deesbach bildet einen Wahlbezirk.
Der Wahlraum wird in Deesbach eingerichtet.
Die Gemeinde bildet 1 Wahlbezirk.

Wahl-
bezirk

Abgrenzung des
Wahlbezirks

Lage des Wahlraums
(Straße, Hausnummer, Zimmer)

Deesbach Jugendtreff, Wagengasse 26

In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberechtigten in der 
Zeit bis 02.02.2025 übersandt worden sind, sind der Wahlbezirk 
und der Wahlraum angegeben, in dem der Wahlberechtigte zu 
wählen hat.
Der Briefwahlvorstand tritt zur Ermittlung des Briefwahlergebnis-
ses am 23.02.2025 um 15.00 Uhr in VG Schwarzatal, Markt 5, 
98744 Schwarzatal zusammen.

3.
Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des Wahlbe-
zirks wählen, in dessen Wählerverzeichnis er eingetragen ist.
Die Wähler haben die Wahlbenachrichtigung und ihren Personal-
ausweis oder Reisepass zur Wahl mitzubringen.
Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgegeben werden.
Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jeder Wähler erhält bei 
Betreten des Wahlraumes einen Stimmzettel ausgehändigt.
Jeder Wähler hat eine Erststimme und eine Zweitstimme.
Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender Nummer

a) für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck die Namen 
der Bewerber der zugelassenen Kreiswahlvorschläge unter 
Angabe der Partei, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen außer-
dem das Kennwort und rechts von dem Namen jedes Bewer-
bers einen Kreis für die Kennzeichnung,

b) für die Wahl nach Landeslisten in blauem Druck die Bezeich-
nung der Parteien, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wenden, auch diese, und jeweils die Namen der ersten fünf 
Bewerber der zugelassenen Landeslisten und links von der 
Parteibezeichnung einen Kreis für die Kennzeichnung.

Der Wähler gibt

seine Erststimme in der Weise ab,
dass er auf dem linken Teil des Stimmzettels (Schwarzdruck) 
durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere 
Weise eindeutig kenntlich macht, welchem Bewerber sie gel-
ten soll,

und seine Zweitstimme in der Weise,
dass er auf dem rechten Teil des Stimmzettels (Blaudruck) 
durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere 
Weise eindeutig kenntlich macht, welcher Landesliste sie 
gelten soll.

Der Stimmzettel muss vom Wähler in einer Wahlkabine des Wahl-
raumes oder in einem besonderen Nebenraum gekennzeichnet 
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a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk dieses 
Wahlkreises oder

b) durch Briefwahl
teilnehmen.
Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Gemeindebe-
hörde einen amtlichen Stimmzettel, einen amtlichen Stimmzette-
lumschlag sowie einen amtlichen Wahlbriefumschlag beschaffen 
und seinen Wahlbrief mit dem Stimmzettel (im verschlossenen 
Stimmzettelumschlag) und dem unterschriebenen Wahlschein 
so rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag angegebenen 
Stelle zuleiten, dass er dort spätestens am Wahltag bis 18.00 
Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann auch bei der angegebenen Stel-
le abgegeben werden.

6.
Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal und nur 
persönlich ausüben. Eine Ausübung des Wahlrechts durch einen 
Vertreter anstelle des Wahlberechtigten ist unzulässig (§ 14 Ab-
satz 4 des Bundeswahlgesetzes).
Ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen ei-
ner Behinderung an der Abgabe seiner Stimme gehindert ist, 
kann sich hierzu der Hilfe einer anderen Person bedienen. Die 
Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer vom 
Wahlberechtigten selbst getroffenen und geäußerten Wahlent-
scheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die un-
ter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die selbstbestimmte 
Willensbildung oder Entscheidung des Wahlberechtigten ersetzt 
oder verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson 
besteht (§ 14 Absatz 5 des Bundeswahlgesetzes).
Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer 
Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, wird mit Freiheits-
strafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Unbefugt 
wählt auch, wer im Rahmen zulässiger Assistenz entgegen der 
Wahlentscheidung des Wahlberechtigten oder ohne eine geäu-
ßerte Wahlentscheidung des Wahlberechtigten eine Stimme ab-
gibt. Der Versuch ist strafbar (§ 107a Absatz 1 und 3 des Straf-
gesetzbuches).

Schwarzatal, den 10.01.2025
Die Gemeindebehörde
Verwaltungsgemeinschaft Schwarzatal, Wahlamt, Frau Bartl

Gemeinde Katzhütte

Wahlbekanntmachung
1.
Am 23.02.2025 findet die Wahl zum 21. Deutschen Bundestag 
statt.
Die Wahl dauert von 8.00 bis 18.00 Uhr.

2.
Die Gemeinde Katzhütte bildet einen Wahllbezirk.
Die Wahlraum wird in Katzhütte eingerichtet.
Die Gemeinde bildet 1 Wahlbezirk.

Wahl-
bezirk

Abgrenzung des
Wahlbezirks

Lage des Wahlraums
(Straße, Hausnummer, Zimmer)

Katzhütte Sporthalle, Schwarzburger Str. 14a

In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberechtigten in der 
Zeit bis 02.02.2025 übersandt worden sind, sind der Wahlbezirk 
und der Wahlraum angegeben, in dem der Wahlberechtigte zu 
wählen hat.
Der Briefwahlvorstand tritt zur Ermittlung des Briefwahlergebnis-
ses am 23.02.2025 um 15.00 Uhr in VG Schwarzatal, Markt 5, 
98744 Schwarzatal zusammen.

3.
Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des Wahlbe-
zirks wählen, in dessen Wählerverzeichnis er eingetragen ist.
Die Wähler haben die Wahlbenachrichtigung und ihren Personal-
ausweis oder Reisepass zur Wahl mitzubringen.
Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgegeben werden.

Gemeinde Döschnitz

Wahlbekanntmachung
1.
Am 23.02.2025 findet die Wahl zum 21. Deutschen Bundestag 
statt.
Die Wahl dauert von 8.00 bis 18.00 Uhr.

2.
Die Gemeinde Döschnitz bildet einen Wahlbezirk.
Der Wahlraum wird in Döschnitz eingerichtet.
Die Gemeinde bildet 1 Wahlbezirk.

Wahl-
bezirk

Abgrenzung des
Wahlbezirks

Lage des Wahlraums
(Straße, Hausnummer, Zimmer)

Döschnitz Gemeindebüro, Ortsstraße 14a

In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberechtigten in der 
Zeit bis 02.02.2025 übersandt worden sind, sind der Wahlbezirk 
und der Wahlraum angegeben, in dem der Wahlberechtigte zu 
wählen hat.
Der Briefwahlvorstand tritt zur Ermittlung des Briefwahlergebnis-
ses am 23.02.2025 um 15.00 Uhr in VG Schwarzatal, Markt 5, 
98744 Schwarzatal zusammen.

3.
Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des Wahlbe-
zirks wählen, in dessen Wählerverzeichnis er eingetragen ist.
Die Wähler haben die Wahlbenachrichtigung und ihren Personal-
ausweis oder Reisepass zur Wahl mitzubringen.
Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgegeben werden.
Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jeder Wähler erhält bei 
Betreten des Wahlraumes einen Stimmzettel ausgehändigt.
Jeder Wähler hat eine Erststimme und eine Zweitstimme.
Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender Nummer

a) für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck die Namen 
der Bewerber der zugelassenen Kreiswahlvorschläge unter 
Angabe der Partei, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen außer-
dem das Kennwort und rechts von dem Namen jedes Bewer-
bers einen Kreis für die Kennzeichnung,

b) für die Wahl nach Landeslisten in blauem Druck die Bezeich-
nung der Parteien, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wenden, auch diese, und jeweils die Namen der ersten fünf 
Bewerber der zugelassenen Landeslisten und links von der 
Parteibezeichnung einen Kreis für die Kennzeichnung.

Der Wähler gibt

seine Erststimme in der Weise ab,
dass er auf dem linken Teil des Stimmzettels (Schwarzdruck) 
durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere 
Weise eindeutig kenntlich macht, welchem Bewerber sie gel-
ten soll,

und seine Zweitstimme in der Weise,
dass er auf dem rechten Teil des Stimmzettels (Blaudruck) 
durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere 
Weise eindeutig kenntlich macht, welcher Landesliste sie 
gelten soll.

Der Stimmzettel muss vom Wähler in einer Wahlkabine des Wahl-
raumes oder in einem besonderen Nebenraum gekennzeichnet 
und in der Weise gefaltet werden, dass seine Stimmabgabe nicht 
erkennbar ist. In der Wahlkabine darf nicht fotografiert oder ge-
filmt werden.

4.
Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahlhandlung 
erfolgende Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses 
im Wahlbezirk sind öffentlich. Jedermann hat Zutritt, soweit das 
ohne Beeinträchtigung des Wahlgeschäfts möglich ist.
5.
Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der Wahl im 
Wahlkreis, in dem der Wahlschein ausgestellt ist,
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abgibt. Der Versuch ist strafbar (§ 107a Absatz 1 und 3 des Straf-
gesetzbuches).

Schwarzatal, den 10.01.2025
Die Gemeindebehörde
Verwaltungsgemeinschaft Schwarzatal, Wahlamt, Frau Bartl

Beschlüsse des Gemeinderates

In der 05. Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde 
Katzhütte am 05.12.2024 wurden folgende 
Beschlüsse gefasst:

Öffentlicher Teil

Beschluss Nr. 012-05/2024 vom 05.12.2024
Beratung und Beschlussfassung zum Verkauf des Feuerwehr-
fahrzeuges der Gemeinde Katzhütte
Abstimmungsergebnis: Ja: 13; Nein: 0; Enthaltungen: 0

Beschluss Nr. 013-05/2024 vom 05.12.2024
Beratung und Beschlussfassung Ermächtigung der Bürgermeis-
terin zur Auftragsauslösung
Abstimmungsergebnis: Ja: 13; Nein: 0; Enthaltungen: 0

Die Beschlüsse des öffentlichen Teils sind im Wortlaut in der Ver-
waltungsgemeinschaft „Schwarzatal“, 98744 Schwarzatal, Orts-
teil Oberweißbach/Thür. Wald, Markt 5 im Sekretariat (Zimmer 
2) oder in 07429 Sitzendorf, Hauptstraße 40 nach Vereinbarung 
während der Dienstzeiten einzusehen.

gez. Ramona Geyer
Bürgermeisterin

Gemeinde Meura

Wahlbekanntmachung
1.
Am 23.02.2025 findet die Wahl zum 21. Deutschen Bundestag 
statt.
Die Wahl dauert von 8.00 bis 18.00 Uhr.
2.
Die Gemeinde Meura bildet einen Wahlbezirk.
Der Wahlraum wird in Meura eingerichtet.
Die Gemeinde bildet 1 Wahlbezirk.

Wahl-
bezirk

Abgrenzung des
Wahlbezirks

Lage des Wahlraums
(Straße, Hausnummer, Zimmer)

Meura Vereinshaus, Ortsstraße 2f

In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberechtigten in der 
Zeit bis 02.02.2025 übersandt worden sind, sind der Wahlbezirk 
und der Wahlraum angegeben, in dem der Wahlberechtigte zu 
wählen hat.
Der Briefwahlvorstand tritt zur Ermittlung des Briefwahlergebnis-
ses am 23.02.2025 um 15.00 Uhr in VG Schwarzatal, Markt 5, 
98744 Schwarzatal zusammen.

3.
Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des Wahlbe-
zirks wählen, in dessen Wählerverzeichnis er eingetragen ist.
Die Wähler haben die Wahlbenachrichtigung und ihren Personal-
ausweis oder Reisepass zur Wahl mitzubringen.
Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgegeben werden.
Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jeder Wähler erhält bei 
Betreten des Wahlraumes einen Stimmzettel ausgehändigt.
Jeder Wähler hat eine Erststimme und eine Zweitstimme.
Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender Nummer

a) für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck die Namen 
der Bewerber der zugelassenen Kreiswahlvorschläge unter 
Angabe der Partei, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen außer-
dem das Kennwort und rechts von dem Namen jedes Bewer-
bers einen Kreis für die Kennzeichnung,

Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jeder Wähler erhält bei 
Betreten des Wahlraumes einen Stimmzettel ausgehändigt.
Jeder Wähler hat eine Erststimme und eine Zweitstimme.
Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender Nummer

a) für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck die Namen 
der Bewerber der zugelassenen Kreiswahlvorschläge unter 
Angabe der Partei, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen außer-
dem das Kennwort und rechts von dem Namen jedes Bewer-
bers einen Kreis für die Kennzeichnung,

b) für die Wahl nach Landeslisten in blauem Druck die Bezeich-
nung der Parteien, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wenden, auch diese, und jeweils die Namen der ersten fünf 
Bewerber der zugelassenen Landeslisten und links von der 
Parteibezeichnung einen Kreis für die Kennzeichnung.

Der Wähler gibt

seine Erststimme in der Weise ab,
dass er auf dem linken Teil des Stimmzettels (Schwarzdruck) 
durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere 
Weise eindeutig kenntlich macht, welchem Bewerber sie gel-
ten soll,

und seine Zweitstimme in der Weise,
dass er auf dem rechten Teil des Stimmzettels (Blaudruck) 
durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere 
Weise eindeutig kenntlich macht, welcher Landesliste sie 
gelten soll.

Der Stimmzettel muss vom Wähler in einer Wahlkabine des Wahl-
raumes oder in einem besonderen Nebenraum gekennzeichnet 
und in der Weise gefaltet werden, dass seine Stimmabgabe nicht 
erkennbar ist. In der Wahlkabine darf nicht fotografiert oder ge-
filmt werden.

4.
Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahlhandlung 
erfolgende Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses 
im Wahlbezirk sind öffentlich. Jedermann hat Zutritt, soweit das 
ohne Beeinträchtigung des Wahlgeschäfts möglich ist.

5.
Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der Wahl im 
Wahlkreis, in dem der Wahlschein ausgestellt ist,

a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk dieses 
Wahlkreises oder

b) durch Briefwahl
teilnehmen.
Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Gemeindebe-
hörde einen amtlichen Stimmzettel, einen amtlichen Stimmzette-
lumschlag sowie einen amtlichen Wahlbriefumschlag beschaffen 
und seinen Wahlbrief mit dem Stimmzettel (im verschlossenen 
Stimmzettelumschlag) und dem unterschriebenen Wahlschein 
so rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag angegebenen 
Stelle zuleiten, dass er dort spätestens am Wahltag bis 18.00 
Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann auch bei der angegebenen Stel-
le abgegeben werden.

6.
Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal und nur 
persönlich ausüben. Eine Ausübung des Wahlrechts durch einen 
Vertreter anstelle des Wahlberechtigten ist unzulässig (§ 14 Ab-
satz 4 des Bundeswahlgesetzes).
Ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen ei-
ner Behinderung an der Abgabe seiner Stimme gehindert ist, 
kann sich hierzu der Hilfe einer anderen Person bedienen. Die 
Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer vom 
Wahlberechtigten selbst getroffenen und geäußerten Wahlent-
scheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die un-
ter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die selbstbestimmte 
Willensbildung oder Entscheidung des Wahlberechtigten ersetzt 
oder verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson 
besteht (§ 14 Absatz 5 des Bundeswahlgesetzes).
Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer 
Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, wird mit Freiheits-
strafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Unbefugt 
wählt auch, wer im Rahmen zulässiger Assistenz entgegen der 
Wahlentscheidung des Wahlberechtigten oder ohne eine ge-
äußerte Wahlentscheidung des Wahlberechtigten eine Stimme  
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Amtliche Mitteilung

zur Satzung über die Erhebung der Grundsteuern 
und Gewerbesteuer (Hebesatz-Satzung) der 
Gemeinde Meura

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 02.12.2024 mit Be-
schluss-Nr.: 007-03/2024 die Satzung über die Erhebung der 
Grundsteuern und Gewerbesteuer (Hebesatz-Satzung) der Ge-
meinde Meura, mit seinen Anlagen beschlossen.

Mit Schreiben vom 05.12.2024 wurde der o.g. Beschluss dem 
Landratsamt Saalfeld-Rudolstadt als zuständige Rechtsauf-
sichtsbehörde vorgelegt. Diese bestätigte den Eingang mit Sch-
reiben vom 09.12.2024 (AZ.: 093.963:11_055(24)1-03/kfra).

Entsprechend der Vorschriften des § 21 Abs. 3 Thüringer Kom-
munalordnung (ThürKO) wird die Satzung über die Erhebung der 
Grundsteuern und Gewerbesteuer (Hebesatz-Satzung) der Ge-
meinde Meura öffentlich bekanntgemacht:

Satzung über die Erhebung der Grundsteuern und 
Gewerbesteuer (Hebesatz-Satzung)  

der Gemeinde Meura

Auf der Grundlage der §§ 2, 18, 19 und 54 der Thüringer  
Gemeinde- und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalord-
nung - ThürKO -) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Artikel 33 
des Gesetzes vom 2. Juli 2024(GVBl. S. 277, 288) in Verbindung 
mit § 1 Thüringer Kommunalabgabengesetz (ThürKAG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 19. September 2000 (GVBl. 
S. 301), zuletzt geändert durch Artikel 32 des Gesetzes vom 2. 
Juli 2024 (GVBl. S. 277, 288), in Verbindung mit § 25 des Grund-
steuergesetzes (GrStG) vom 07. August 1973 (BGBl. I, S. 965), 
zuletzt geändert durch Artikel 34 Gesetz vom 23. Oktober 2024 
(BGBl. I Nr. 323) und § 16 Gewerbesteuergesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4167), 
zuletzt durch Artikel 34 Gesetz vom 23. Oktober 2024 (BGBl. I Nr. 
323), hat der Gemeinderat der Gemeinde Meura in der Sitzung 
am 02.12.2024 folgende Satzung über die Erhebung der Grund-
steuern und Gewerbesteuer (Hebesatz-Satzung) beschlossen:

§ 1
Steuersätze der Realsteuern

Die Hebesätze für Grundsteuern und Gewerbesteuern werden 
für die Gemeinde Meura wie folgt festgesetzt:

1) Grundsteuer für land- und
forstwirtschaftliche Betriebe
(Grundsteuer A)

300 v. H.

2) Grundsteuer für Grundstücke
(Grundsteuer B)

405 v. H.

3) Gewerbesteuer 400 v. H.

§ 2
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft.

Meura, den 13.12.2024
Gemeinde Meura
gez. Katrin Amberg
Bürgermeisterin� Siegel

Belehrung:
Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften, die nicht die Genehmigung, die Ausfertigung und diese 
Bekanntmachung betreffen, können gegenüber der Gemeinde 
Meura schriftlich unter Angabe der Gründe geltend gemacht 
werden. Werden solche Verstöße nicht innerhalb einer Frist von 
einem Jahr nach dieser Bekanntmachung geltend gemacht, so 
sind diese Verstöße unbeachtlich.

Diese Belehrung erfolgte im Amtsblatt der Verwaltungsge-
meinschaft „Schwarzatal“, Nr. 1/ 2. Woche (07. Jahrgang) vom 
10.01.2025.

b) für die Wahl nach Landeslisten in blauem Druck die Bezeich-
nung der Parteien, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wenden, auch diese, und jeweils die Namen der ersten fünf 
Bewerber der zugelassenen Landeslisten und links von der 
Parteibezeichnung einen Kreis für die Kennzeichnung.

Der Wähler gibt

seine Erststimme in der Weise ab,
dass er auf dem linken Teil des Stimmzettels (Schwarzdruck) 
durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere 
Weise eindeutig kenntlich macht, welchem Bewerber sie gel-
ten soll,

und seine Zweitstimme in der Weise,
dass er auf dem rechten Teil des Stimmzettels (Blaudruck) 
durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere 
Weise eindeutig kenntlich macht, welcher Landesliste sie 
gelten soll.

Der Stimmzettel muss vom Wähler in einer Wahlkabine des Wahl-
raumes oder in einem besonderen Nebenraum gekennzeichnet 
und in der Weise gefaltet werden, dass seine Stimmabgabe nicht 
erkennbar ist. In der Wahlkabine darf nicht fotografiert oder ge-
filmt werden.

4.
Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahlhandlung 
erfolgende Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses 
im Wahlbezirk sind öffentlich. Jedermann hat Zutritt, soweit das 
ohne Beeinträchtigung des Wahlgeschäfts möglich ist.

5.
Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der Wahl im 
Wahlkreis, in dem der Wahlschein ausgestellt ist,

a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk dieses 
Wahlkreises oder

b) durch Briefwahl
teilnehmen.
Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Gemeindebe-
hörde einen amtlichen Stimmzettel, einen amtlichen Stimmzette-
lumschlag sowie einen amtlichen Wahlbriefumschlag beschaffen 
und seinen Wahlbrief mit dem Stimmzettel (im verschlossenen 
Stimmzettelumschlag) und dem unterschriebenen Wahlschein 
so rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag angegebenen 
Stelle zuleiten, dass er dort spätestens am Wahltag bis 18.00 
Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann auch bei der angegebenen Stel-
le abgegeben werden.

6.
Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal und nur 
persönlich ausüben. Eine Ausübung des Wahlrechts durch einen 
Vertreter anstelle des Wahlberechtigten ist unzulässig (§ 14 Ab-
satz 4 des Bundeswahlgesetzes).
Ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen ei-
ner Behinderung an der Abgabe seiner Stimme gehindert ist, 
kann sich hierzu der Hilfe einer anderen Person bedienen. Die 
Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer vom 
Wahlberechtigten selbst getroffenen und geäußerten Wahlent-
scheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die un-
ter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die selbstbestimmte 
Willensbildung oder Entscheidung des Wahlberechtigten ersetzt 
oder verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson 
besteht (§ 14 Absatz 5 des Bundeswahlgesetzes).
Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer 
Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, wird mit Freiheits-
strafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Unbefugt 
wählt auch, wer im Rahmen zulässiger Assistenz entgegen der 
Wahlentscheidung des Wahlberechtigten oder ohne eine geäu-
ßerte Wahlentscheidung des Wahlberechtigten eine Stimme ab-
gibt. Der Versuch ist strafbar (§ 107a Absatz 1 und 3 des Straf-
gesetzbuches).

Schwarzatal, den 10.01.2025
Die Gemeindebehörde
Verwaltungsgemeinschaft Schwarzatal, Wahlamt, Frau Bartl
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Gemeinde Rohrbach

Wahlbekanntmachung
1.
Am 23.02.2025 findet die Wahl zum 21. Deutschen Bundestag 
statt.
Die Wahl dauert von 8.00 bis 18.00 Uhr.
2.
Die Gemeinde Rohrbach bildet einen Wahlbezirk.
Der Wahlraum wird in Rohrbach eingerichtet.
Die Gemeinde bildet 1 Wahlbezirk.

Wahl-
bezirk

Abgrenzung des
Wahlbezirks

Lage des Wahlraums
(Straße, Hausnummer, Zimmer)

Rohrbach Gemeindeamt, Ortsstraße 30b

In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberechtigten in der 
Zeit bis 02.02.2025 übersandt worden sind, sind der Wahlbezirk 
und der Wahlraum angegeben, in dem der Wahlberechtigte zu 
wählen hat.
Der Briefwahlvorstand tritt zur Ermittlung des Briefwahlergebnis-
ses am 23.02.2025 um 15.00 Uhr in VG Schwarzatal, Markt 5, 
98744 Schwarzatal zusammen.

3.
Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des Wahlbe-
zirks wählen, in dessen Wählerverzeichnis er eingetragen ist.
Die Wähler haben die Wahlbenachrichtigung und ihren Personal-
ausweis oder Reisepass zur Wahl mitzubringen.
Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgegeben werden.
Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jeder Wähler erhält bei 
Betreten des Wahlraumes einen Stimmzettel ausgehändigt.
Jeder Wähler hat eine Erststimme und eine Zweitstimme.
Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender Nummer

a) für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck die Namen 
der Bewerber der zugelassenen Kreiswahlvorschläge unter 
Angabe der Partei, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen außer-
dem das Kennwort und rechts von dem Namen jedes Bewer-
bers einen Kreis für die Kennzeichnung,

b) für die Wahl nach Landeslisten in blauem Druck die Bezeich-
nung der Parteien, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wenden, auch diese, und jeweils die Namen der ersten fünf 
Bewerber der zugelassenen Landeslisten und links von der 
Parteibezeichnung einen Kreis für die Kennzeichnung.

Der Wähler gibt

seine Erststimme in der Weise ab,
dass er auf dem linken Teil des Stimmzettels (Schwarzdruck) 
durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere 
Weise eindeutig kenntlich macht, welchem Bewerber sie gel-
ten soll,

und seine Zweitstimme in der Weise,
dass er auf dem rechten Teil des Stimmzettels (Blaudruck) 
durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere 
Weise eindeutig kenntlich macht, welcher Landesliste sie 
gelten soll.

Der Stimmzettel muss vom Wähler in einer Wahlkabine des Wahl-
raumes oder in einem besonderen Nebenraum gekennzeichnet 
und in der Weise gefaltet werden, dass seine Stimmabgabe nicht 
erkennbar ist. In der Wahlkabine darf nicht fotografiert oder ge-
filmt werden.

4.
Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahlhandlung 
erfolgende Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses 
im Wahlbezirk sind öffentlich. Jedermann hat Zutritt, soweit das 
ohne Beeinträchtigung des Wahlgeschäfts möglich ist.

5.
Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der Wahl im 
Wahlkreis, in dem der Wahlschein ausgestellt ist,

Öffentliche Ausschreibung - Technik
Die Gemeinde Meura versteigert meistbietend einen vom Bau-
hof ausgesonderten Radlader. Für den Radlader liegt ein Gut-
achten vor:

- Hersteller: Ahlmann Baumaschinen
- Modell: AS85
- Baujahr: 2001
- Antriebsart: Diesel
- Farbe (außen): gelb
- Erstzulassung: 01.07.2001, aktuell nicht zugelassen
- Laufleistung: 7389 Betriebsstunden
- Leistung: 51,5 KW
- Fahrzeugaußenmaß - Länge/Breite/Höhe: 5475 mm/2100 

mm/2908 mm
- Zulässiges Gesamtgewicht: 7300 kg
- Serien- und Sonderausstattung:

o Klappschaufel
o Palettengabel

- Montierte Bereifung ist zulässig und verkehrssicher
- Fahrzeugzustand: verschmutzt
- Fahrbereitschaft: fahrfähig
- Sichtverhältnisse: allgemein ausreichend
- Beschädigungen:

o Lenkung, undicht
o Motor, Ölverlust
o Reifen vorn links, beschädigt
o Hydraulikschläuche überfällig, eingerissen (partiell)
o Inspektion fällig

- Allgemeinzustand lt. gutachterlicher Stellungnahme: alters- 
und laufleistungsentsprechend (zum Zeitpunkt der Besichti-
gung am 30.08.2024)

Mindestgebot: 9.000,00 EUR

Es wird empfohlen, die Maschine vor Angebotsabgabe zu  
besichtigen. Besichtigungen sind nach Terminvereinbarung unter 
0163/3503865 möglich.

Andere sichtbare Gegenstände auf den Fotos sind nicht Be-
standteil der Auktion.

Der Transport bzw. die Abholung geschieht in eigener Verantwor-
tung und auf eigene Kosten.

Angebote sind schriftlich bis spätestens zum 10.02.2025 um 
13:00 Uhr zu richten an:

Verwaltungsgemeinschaft Schwarzatal
Hauptamt J. Wittig
Markt 5
98744 Schwarzatal

Mit der Aufschrift:
Betreff: Ausschreibung Technik Gemeinde Meura - nicht öff-
nen vor dem 10.02.2025, 13:00 Uhr
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Veranstaltungen

Weihnachtsbaumverbrennen am 
25.01.2025
Die Rohrbacher Feuerwehr lädt herzlich 
am 25.01.2025 zur Weihnachtsbaum-
verbrennung ein. Nähere Informationen 
folgen.

Euer Gemeinderat

Stadt Schwarzatal

Bericht der Bürgermeisterin zur Sitzung  
des Stadtrates am 19.12.2024
Bei der Baumaßnahme „Anbau an das Feuerwehrgerätehaus 
in Meuselbach“ sind inzwischen die Gewerke Heizung, Lüftung, 
Sanitär sowie die elektrischen Anlagen fertiggestellt. Aufgrund 
der nicht vollständigen Trocknung werden die Maler im Januar 
noch ihre Arbeiten durchführen. Die Außenanlagen sind komplett 
fertiggestellt.

Das neue Fahrzeug steht jetzt in der Halle. Die Inbetriebnahme 
ist beim Landkreis angemeldet, so dass das Fahrzeug wie ge-
plant zu Einsätzen ausrücken kann.

Zur Brücke Mühlwiese in Mellenbach-Glasbach wurde der För-
derantrag gestellt.

Der Abriss Turmweg 2 ist soweit abgeschlossen. Es erfolgen 
gerade noch letzte Arbeiten zur Profilierung des Grundstücks.

Am Fröbelmuseum ist der Austausch der Fenster erfolgt, aus 
die Fassade ist fertig verschiefert. Als letzten Schritt wird der Ma-
ler noch Schönheitsreparaturen vornehmen.

Beim Neubau des 24h-Dorfladens steht der Rohbau. Am heuti-
gen Nachmittag haben Dreharbeiten des mdr - Fernsehens statt-
gefunden.

Im neuen Jahr beginnt der Ausbau, der im März beendet sein 
soll.
Im Rahmen der Fördermaßnahme „Wasserfrische Obstfelder-
schmiede“ wurde der Vorplatz der Bergbahn neu gestaltet. Die 
Arbeiten sind beendet, nur die Sitzbänke werden im nächsten 
Jahr gestellt.

Für das zweite Wasserfrische-Projekt in Schwarzmühle ist 
jetzt der Zuwendungsbescheid eingegangen. Zur Erinnerung: 
Wir hatten für diesen Teil wegen der extrem hohen Kosten die 
Ausschreibung aufgehoben. Aus diesem Grund hat letzte Woche 
eine Beratung mit dem Planungsbüro stattgefunden, das jetzt 
Möglichkeiten der Kosteneinsparung prüft. Wenn die Vorschläge 
vorliegen, werden Sie zunächst im Bauausschuss besprochen.

Eine gute Nachricht in diesem Zusammenhang: Auf meine An-
frage hin hat sich die DB RegioNetz Infrastruktur GmbH bereit 
erklärt, auch bei dieser Maßnahme einen Teil der Eigenmittel zu 
übernehmen. Weiterhin beteiligt sich das Flairhotel Waldfrieden 
finanziell.

Zum Abschluss möchte ich gern noch eine persönliche Erklä-
rung abgeben, wie sie auch im Januar-Amtsblatt stehen wird.
Die Fraktionsvorsitzenden hatte ich kürzlich bereits informiert, 
möchte die Erklärung aber noch ganz offiziell im Stadtrat ver-
lesen:

a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk dieses 
Wahlkreises oder

b) durch Briefwahl
teilnehmen.
Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Gemeindebe-
hörde einen amtlichen Stimmzettel, einen amtlichen Stimmzette-
lumschlag sowie einen amtlichen Wahlbriefumschlag beschaffen 
und seinen Wahlbrief mit dem Stimmzettel (im verschlossenen 
Stimmzettelumschlag) und dem unterschriebenen Wahlschein 
so rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag angegebenen 
Stelle zuleiten, dass er dort spätestens am Wahltag bis 18.00 
Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann auch bei der angegebenen Stel-
le abgegeben werden.

6.
Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal und nur 
persönlich ausüben. Eine Ausübung des Wahlrechts durch einen 
Vertreter anstelle des Wahlberechtigten ist unzulässig (§ 14 Ab-
satz 4 des Bundeswahlgesetzes).
Ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen ei-
ner Behinderung an der Abgabe seiner Stimme gehindert ist, 
kann sich hierzu der Hilfe einer anderen Person bedienen. Die 
Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer vom 
Wahlberechtigten selbst getroffenen und geäußerten Wahlent-
scheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die un-
ter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die selbstbestimmte 
Willensbildung oder Entscheidung des Wahlberechtigten ersetzt 
oder verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson 
besteht (§ 14 Absatz 5 des Bundeswahlgesetzes).
Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer 
Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, wird mit Freiheits-
strafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Unbefugt 
wählt auch, wer im Rahmen zulässiger Assistenz entgegen der 
Wahlentscheidung des Wahlberechtigten oder ohne eine geäu-
ßerte Wahlentscheidung des Wahlberechtigten eine Stimme ab-
gibt. Der Versuch ist strafbar (§ 107a Absatz 1 und 3 des Straf-
gesetzbuches).

Schwarzatal, den 10.01.2025
Die Gemeindebehörde
Verwaltungsgemeinschaft Schwarzatal, Wahlamt, Frau Bartl

Mitteilungen

Dankeschön
Wir bedanken uns für das tolle Programm zur Rentnerweih-
nachtsfeier in Rohrbach.

Zum neuen Jahr wünschen wir allen Glück, Gesundheit, 365 
wundervolle Tage und gutes Gelingen für alle Vorhaben.

Euer Gemeinderat
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b) für die Wahl nach Landeslisten in blauem Druck die Bezeich-
nung der Parteien, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wenden, auch diese, und jeweils die Namen der ersten fünf 
Bewerber der zugelassenen Landeslisten und links von der 
Parteibezeichnung einen Kreis für die Kennzeichnung.

Der Wähler gibt

seine Erststimme in der Weise ab,
dass er auf dem linken Teil des Stimmzettels (Schwarzdruck) 
durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere 
Weise eindeutig kenntlich macht, welchem Bewerber sie gel-
ten soll,

und seine Zweitstimme in der Weise,
dass er auf dem rechten Teil des Stimmzettels (Blaudruck) 
durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere 
Weise eindeutig kenntlich macht, welcher Landesliste sie 
gelten soll.

Der Stimmzettel muss vom Wähler in einer Wahlkabine des Wahlrau-
mes oder in einem besonderen Nebenraum gekennzeichnet und in 
der Weise gefaltet werden, dass seine Stimmabgabe nicht erkennbar 
ist. In der Wahlkabine darf nicht fotografiert oder gefilmt werden.

4.
Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahlhandlung 
erfolgende Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses 
im Wahlbezirk sind öffentlich. Jedermann hat Zutritt, soweit das 
ohne Beeinträchtigung des Wahlgeschäfts möglich ist.

5.
Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der Wahl im 
Wahlkreis, in dem der Wahlschein ausgestellt ist,

a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk dieses 
Wahlkreises oder

b) durch Briefwahl
teilnehmen.
Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Gemeindebe-
hörde einen amtlichen Stimmzettel, einen amtlichen Stimmzette-
lumschlag sowie einen amtlichen Wahlbriefumschlag beschaffen 
und seinen Wahlbrief mit dem Stimmzettel (im verschlossenen 
Stimmzettelumschlag) und dem unterschriebenen Wahlschein 
so rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag angegebenen 
Stelle zuleiten, dass er dort spätestens am Wahltag bis 18.00 
Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann auch bei der angegebenen Stel-
le abgegeben werden.

6.
Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal und nur 
persönlich ausüben. Eine Ausübung des Wahlrechts durch einen 
Vertreter anstelle des Wahlberechtigten ist unzulässig (§ 14 Ab-
satz 4 des Bundeswahlgesetzes).
Ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen ei-
ner Behinderung an der Abgabe seiner Stimme gehindert ist, 
kann sich hierzu der Hilfe einer anderen Person bedienen. Die 
Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer vom 
Wahlberechtigten selbst getroffenen und geäußerten Wahlent-
scheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die un-
ter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die selbstbestimmte 
Willensbildung oder Entscheidung des Wahlberechtigten ersetzt 
oder verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson 
besteht (§ 14 Absatz 5 des Bundeswahlgesetzes).
Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer 
Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, wird mit Freiheits-
strafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Unbefugt 
wählt auch, wer im Rahmen zulässiger Assistenz entgegen der 
Wahlentscheidung des Wahlberechtigten oder ohne eine geäu-
ßerte Wahlentscheidung des Wahlberechtigten eine Stimme ab-
gibt. Der Versuch ist strafbar (§ 107a Absatz 1 und 3 des Straf-
gesetzbuches).

Schwarzatal, den 10.01.2025
Die Gemeindebehörde
Verwaltungsgemeinschaft Schwarzatal, Wahlamt, Frau Bartl

Persönliche Erklärung der Bürgermeisterin
Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger,

im April 2025 steht die nächste Bürgermeisterwahl in der Stadt 
Schwarzatal an. Daher ist es auch für mich an der Zeit einen Ent-
schluss zu fassen, ob ich mich erneut bei Ihnen für das Amt des 
Bürgermeisters der Landgemeinde bewerbe. Nach gründlicher 
Überlegung habe ich mich entschieden, bei der kommenden 
Wahl nicht nochmals für das Bürgermeisteramt zu kandidieren.

Diese Entscheidung ist mir nicht leichtgefallen. Das Bürgermeis-
teramt war für mich nicht nur ein Beruf sondern wirklich eine Be-
rufung und ich habe es seit mittlerweile 16 Jahren - zunächst im 
Ehrenamt in Mellenbach-Glasbach und seit 2019 hauptamtlich 
in der Stadt Schwarzatal - mit all seinen Herausforderungen und 
Möglichkeiten sehr gerne ausgeübt.

Ich durfte viele Projekte auf den Weg bringen und gemeinsam 
mit dem Gemeinderat und dem Stadtrat umsetzen. Wir haben 
vieles bewegt und es ist sehr erfüllend, an der Entwicklung der 
Gemeinde Mellenbach-Glasbach sowie an der Neugründung 
und der Weiterentwicklung unserer Stadt Schwarzatal entschei-
dend beteiligt zu sein.

Bis zum Ende meiner Wahlperiode am 04. Juni 2025 werde ich 
mich weiterhin als Ihre Bürgermeisterin mit viel Freude und vol-
lem Einsatz für die Stadt Schwarzatal engagieren.

Ihre Bürgermeisterin Kathrin Kräupner

Wahlbekanntmachung
1.
Am 23.02.2025 findet die Wahl zum 21. Deutschen Bundestag 
statt.
Die Wahl dauert von 8.00 bis 18.00 Uhr.
2.
Die Landgemeinde Stadt Schwarzatal bildet vier Wahlbezirke.
Die Wahlräume werden in der Ortschaft Oberweißbach (und 
Lichtenhain/Bgb.), in der OT Meuselbach-Schwarzmühle und der 
OT Mellenbach-Glasbach eingerichtet.
Die Gemeinde bildet 4 Wahlbezirke

Wahl-
bezirk

Abgrenzung des
Wahlbezirks

Lage des Wahlraums
(Straße, Hausnummer, 
Zimmer)

01 Gebiet Ortschaft
Oberweißbach

Jugendklub, Gabelweg 2

02 Gebiet Ortschaft
Oberweißbach/ 
Lichtenhain/Bgb.

Vereinsraum, Ortsstraße 30

03 Gebiet Ortschaft
Meuselbach-Schwarz-
mühle

Vereinshaus Hirsch,
Laubtalstraße 14

04 Gebiet Ortschaft
Mellenbach-Glasbach

Gemeindesaal,
Karl-Marx-Straße 24

In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberechtigten in der 
Zeit bis 02.02.2025 übersandt worden sind, sind der Wahlbezirk 
und der Wahlraum angegeben, in dem der Wahlberechtigte zu 
wählen hat.
Der Briefwahlvorstand tritt zur Ermittlung des Briefwahlergebnis-
ses am 23.02.2025 um 15.00 Uhr in Bürgerhaus, Markt 4, 98744 
Schwarzatal zusammen.

3.
Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des Wahlbe-
zirks wählen, in dessen Wählerverzeichnis er eingetragen ist.
Die Wähler haben die Wahlbenachrichtigung und ihren Personal-
ausweis oder Reisepass zur Wahl mitzubringen.
Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgegeben werden.
Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jeder Wähler erhält bei 
Betreten des Wahlraumes einen Stimmzettel ausgehändigt.
Jeder Wähler hat eine Erststimme und eine Zweitstimme.
Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender Nummer

a) für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck die Namen 
der Bewerber der zugelassenen Kreiswahlvorschläge unter 
Angabe der Partei, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen außer-
dem das Kennwort und rechts von dem Namen jedes Bewer-
bers einen Kreis für die Kennzeichnung,
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Vermietung PKW-Stellplatz in der Ortschaft 
Mellenbach
Die Stadt Schwarzatal beabsichtigt den PKW-Stellplatz in der 
Ortschaft Mellenbach

Lage: Karl-Marx-Straße - Ortsmitte
Stellplatz: Nr. 4
Flurstücksgröße: ca. 15 m²

ab sofort monatlich für 12,00 € zu vermieten.

Anträge sind an die Verwaltungsgemeinschaft „Schwarzatal“, 
Markt 5, 98744 Schwarzatal, Abteilung Liegenschaften, in einem 
verschlossenen Umschlag mit der Aufschrift „PKW-Stellplatz 
Mellenbach“ bis zum 22.01.2025 zu richten.

Die Stadt Schwarzatal ist nicht verpflichtet an einen bestimmten 
Interessenten zu vermieten.
gez. Kräupner
Bürgermeisterin

Öffentliche Bekanntmachung
der Offenlegung der Grenzfeststellung, der 
Grenzwiederherstellung und der Abmarkung von 
Flurstücksgrenzen
In der

Gemeinde: Stadt Schwarzatal
Gemarkung: Oberweißbach
Flur: 3
Flurstücke: 644/3, 648/3, 655/3
benachbarte Flurstücke: 1041, 1043, 1048
wurde eine

[ x ]Grenzfeststellung
[ x }Grenzwiederherstellung
[ x ]Abmarkung

nach den Bestimmungen der §§ 9 bis 14 des Thüringer Vermes-
sungs- und Geoinformationsgesetzes (ThürVermGeoG) vom 16. 
Dezember 2008 (GVBl. S. 574) in der jeweils geltenden Fassung 
durchgeführt. Über das Ergebnis der Liegenschaftsvermessung 
wurde eine Grenzniederschrift aufgenommen. Diese Grenznie-
derschrift und die Dokumentation der Anhörung der Beteiligten 
sowie die dazugehörige Skizze können von den Beteiligten

vom 20.01.2025 bis 24.02.2025

zu den bekannten Öffnungszeiten

in den Räumen der Stadtverwaltung Schwarzatal,
Markt 5, 98744 Schwarzatal

eingesehen werden.

Amtliche Mitteilung

zur Satzung über die Erhebung der Grundsteuern 
und Gewerbesteuer (Hebesatz-Satzung) der Stadt 
Schwarzatal

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 28.11.2024 mit Beschluss-
Nr.: 026-05/2024 die Satzung über die Erhebung der Grund-
steuern und Gewerbesteuer (Hebesatz-Satzung) der Stadt 
Schwarzatal, mit seinen Anlagen beschlossen.

Mit Schreiben vom 05.12.2024 wurde der o.g. Beschluss dem 
Landratsamt Saalfeld-Rudolstadt als zuständige Rechtsauf-
sichtsbehörde vorgelegt. Diese bestätigte den Eingang mit Sch-
reiben vom 09.12.2024 (AZ.: 093.963:11_113(24)1-03/kfra).

Entsprechend der Vorschriften des § 21 Abs. 3 Thüringer Kom-
munalordnung (ThürKO) wird die Satzung über die Erhebung 
der Grundsteuern und Gewerbesteuer (Hebesatz-Satzung) der 
Stadt Schwarzatal öffentlich bekanntgemacht:

Satzung über die Erhebung der Grundsteuern und 
Gewerbesteuer (Hebesatz-Satzung)  

der Stadt Schwarzatal

Auf der Grundlage der §§ 2, 18, 19 und 54 der Thüringer Ge-
meinde- und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung - 
ThürKO -) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 
2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Artikel 33 des Geset-
zes vom 2. Juli 2024(GVBl. S. 277, 288) in Verbindung mit § 1 
Thüringer Kommunalabgabengesetz (ThürKAG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 19. September 2000 (GVBl. S. 301), 
zuletzt geändert durch Artikel 32 des Gesetzes vom 2. Juli 2024 
(GVBl. S. 277, 288), in Verbindung mit § 25 des Grundsteuerge-
setzes (GrStG) vom 07. August 1973 (BGBl. I, S. 965), zuletzt 
geändert durch Art. 34 Gesetz vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 
I Nr. 323) und § 16 Gewerbesteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4167), zu-
letzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 27. März 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 108), hat der Stadtrat der Stadt Schwarzatal in 
der Sitzung am 28.11.2024 folgende Satzung über die Erhebung 
der Grundsteuern und Gewerbesteuer (Hebesatz-Satzung) be-
schlossen:

§ 1
Steuersätze der Realsteuern

Die Hebesätze für Grundsteuern und Gewerbesteuern werden 
für die Stadt Schwarzatal wie folgt festgesetzt:

1) Grundsteuer für land- und
forstwirtschaftliche Betriebe
(Grundsteuer A)

389 v. H.

2) Grundsteuer für Grundstücke
(Grundsteuer B)

405 v. H.

3) Gewerbesteuer 395 v. H.

§ 2
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Satzung über die Erhebung der Grundsteuern und Gewerbesteu-
er (Hebesatz-Satzung) der Stadt Schwarzatal vom 28.05.2020 
außer Kraft.

Schwarztal, den 13.12.2024
Stadt Schwarzatal
gez. Kräupner
Bürgermeisterin� Siegel

Belehrung:
Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- oder Form-
vorschriften, die nicht die Genehmigung, die Ausfertigung und 
diese Bekanntmachung betreffen, können gegenüber der Stadt 
Schwarzatal schriftlich unter Angabe der Gründe geltend ge-
macht werden. Werden solche Verstöße nicht innerhalb einer 
Frist von einem Jahr nach dieser Bekanntmachung geltend ge-
macht, so sind diese Verstöße unbeachtlich.

Diese Belehrung erfolgte im Amtsblatt der Verwaltungsge-
meinschaft „Schwarzatal“, Nr. 1/ 2. Woche (07. Jahrgang) vom 
10.01.2025.
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Ortsverein Oberweißbach der 
Arbeiterwohlfahrt

Hiermit laden wir herzlich ein

zum gemütlichen Kaffeenachmittag
am Mittwoch, den 22. Januar 2025,

14.00 Uhr in den Jugendclub
Oberweißbach, Gabelweg 2.

Anschließend gibt es folgenden Vortrag der Polizei:
Enkeltrick, Haustürgeschäfte und andere Betrugsma-

schen

Wir freuen uns auf Ihren Besuch!

Der Vorstand des Ortsvereins Oberweißbach

Vereine und Verbände

Fremdenverkehrs- und Heimatverein 
Lichtenhain/Bergbahn e.V.
Lichtenhain/Bergbahn

Turmuhr auf altem Gemeindeamt erstrahlt in neuem 
Glanz

Das ehemalige Gemeindeamt ist neben der Bergbahn das wich-
tigste Gebäude in Lichtenhain und prägt das Ortsbild wie kaum 
ein anderes Haus.
Grund ist der alte Kirchturm, der 1822 von Oberweißbach ge-
kauft und 1840 auf das ehemalige Laborantenhaus aufgesetzt 
wurde. Der damit verbundene hohe technische Aufwand konn-
te nur durch den Einbau eines Hängewerks (außergewöhnliche 
Balkenkonstruktion auf dem Dachboden) gelöst werden. Das war 
so einmalig, dass das gesamte Gebäude 1971 unter Denkmal-
schutz gestellt wurde.
Die Gemeinde Lichtenhain hatte darin 1836 eine eigene Schule 
eingerichtet. Der Unterricht fand im Schichtbetrieb in 3 Klassen 
statt. Eine alte Turmuhr und eine Glocke riefen zum Unterricht 
und zu den Pausen.
Die erste Uhr wurde 1897 durch eine Turmuhr einer Firma aus 
Gräfenroda ersetzt. An 3 Seiten des Turmes konnten die Einwoh-
ner nun bis weithin die Zeit ablesen und den Glockenschlag hören.
Die Geschichte des Hauses kann in der Broschüre „Ein alter 
Kirchturm in Lichtenhain - Ein Denkmal eine Geschichte“ vom 
Fremdenverkehrs- und Heimatverein Lichtenhain/Bergbahn e.V. 
nachgelesen werden.
Jetzt kann ein neues Kapitel hinzugefügt werden.
Der Fremdenverkehrs- und Heimatverein hat gemeinsam mit dem 
Ortsverein der Arbeiterwohlfahrt sein Domizil in diesem Haus und 
fühlt sich in besonderer Weise für das Gebäude verantwortlich. So 
konnte die Stadt Oberweißbach 2013 Dank einer Spendenaktion 
dieses Vereins die Uhr auf Funkbetrieb umstellen.

In den letzten Jahren rückten die 3 Zifferblätter der Turmuhr in 
den Fokus, denn sie befanden sich schon lange in einem er-
bärmlichen Zustand. Abhilfe zu schaffen ist in diesem Herbst 
endlich gelungen.
Den Turm des städtischen Gebäudes zieren jetzt drei neue Ziffer-
blätter in der Originalausführung. Die Zeiger wurden restauriert, 
die Antriebswellen für Minuten und Stundenzeiger erneuert und 
die gesamte Uhr einer gründlichen Wartung unterzogen.
Ausgeführt wurden die Arbeiten von einer Firma aus Gräfenhain. 
Und das alles ohne Gerüst in Alpintechnik!

Der Fremdenverkehrs- und Heimatverein ist froh, dass ihm die 
Finanzierung gelungen ist. Dank der Leader Aktionsgruppe er-
hielt er einen Zuschuss in Höhe von ca. 7.200 Euro. Dazu kom-
men 1.500 Euro Denkmalschutzmittel des Landkreises und 600 
Euro aus Mitteln des Ortschaftsrates Oberweißbach. Stolz und 
dankbar ist der Verein, dass der verbleibende Eigenanteil durch 
private Spenden und durch die 3 Lichtenhainer Vereine aufge-
bracht werden konnte. Das ist außer ihm der Feuerwehrverein 
und die Arbeiterwohlfahrt.

Gemäß § 10 Abs. 4 ThürVermGeoG wird durch Offenlegung das 
Ergebnis der oben genannten Liegenschaftsvermessung be-
kannt gegeben. Das Ergebnis der Liegenaschaftsvermessung 
gilt als anerkannt, wenn innerhalb eines Monats nach Ablauf der 
Offenlegungs-frist kein Widerspruch eingelegt wurde.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen das Ergebnis der Liegenschaftsvermessung kann in-
nerhalb eines Monats nach Ablauf der Offenlegungsfrist bei der 
oben genannten Vermessungsstelle Widerspruch eingelegt wer-
den.

Neuhaus a. Rwg., den 13.12.2024
H. Stolze

Stadt Schwarzatal

Veranstaltungen

Einladung

zur Versammlung der Jagdgenossenschaft 
Oberweißbach-Lichtenhain

Der Vorstand der Jagdgenossenschaft Oberweißbach- 
Lichtenhain lädt hiermit zur nicht öffentlichen Mitglieder-
versammlung am Samstag, den 22.02.2025 um 18:00 
Uhr in die „Pension Sabine“ im Ortsteil Lichtenhain, Stadt 
Schwarzatal ein. Die Einladung ergeht hiermit an alle Eigen-
tümer von Grundflächen, die zum gemeinschaftlichen Jagd-
bezirk der Jagdgenossenschaft Oberweißbach-Lichtenhain 
gehören. Die Flächenermittlung erfolgt über das digitale 
Jagdkataster in der jeweils aktuellen Fassung. Eigentums-
veränderungen sind ggf. durch Vorlage des Grundbuchaus-
zugs nachzuweisen.

Tagesordnung

1. Begrüßung durch den Jagdvorsteher
2. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung  

und Beschlussfähigkeit
3. Genehmigung der Tagesordnung
4. Rechenschaftsbericht des Vorstandes
5. Bericht der Kassenführung
6. Bericht der Rechnungsprüfung
7. Beschluss über die Entlastung des Vorstandes  

einschließlich der Kassenführer
8. Beschlussfassung über die Verwendung  

des Reinertrages aus der Jagdnutzung 2024/25
9. Beratung und Beschlussfassung  

über den Haushaltsplan 2025/26
10. Bericht der Jagdpächter/ angestellten Jäger
11. Beratung und Beschluss über die Art der Bejagung  

und die Pachtbedingungen im Jagdbogen Lichtenhain
12. Beschluss zur Zuschlagserteilung im Jagdbogen  

Lichtenhain
13. Beschluss zur Änderung des Pachtvertrages im Jagd-

bogen Oberweißbach (u.a. Aufnahme eines weiteren 
Jagdpächters)

14. Anfragen, Informationen, Verschiedenes
15. Schlusswort des Jagdvorstehers

gez.
Frank Müller
Jagdvorsteher
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Belehrung:
Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften, die nicht die Genehmigung, die Ausfertigung und diese 
Bekanntmachung betreffen, können gegenüber der Gemeinde 
Schwarzburg schriftlich unter Angabe der Gründe geltend ge-
macht werden. Werden solche Verstöße nicht innerhalb einer 
Frist von einem Jahr nach dieser Bekanntmachung geltend ge-
macht, so sind diese Verstöße unbeachtlich.

Diese Belehrung erfolgte im Amtsblatt der Verwaltungsge-
meinschaft „Schwarzatal“, Nr. 1/ 2. Woche (07. Jahrgang) vom 
10.01.2025.

Wahlbekanntmachung
1.
Am 23.02.2025 findet die Wahl zum 21. Deutschen Bundestag 
statt.
Die Wahl dauert von 8.00 bis 18.00 Uhr.
2.
Die Gemeinde Schwarzburg bildet einen Wahlbezirk.
Der Wahlraum wird in Schwarzburg eingerichtet.
Die Gemeinde bildet 1 Wahlbezirk.

Wahl-
bezirk

Abgrenzung des
Wahlbezirks

Lage des Wahlraums
(Straße, Hausnummer, Zimmer)

Schwarzburg Bürgerhaus, Burkersdorfer Straße 2

In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberechtigten in der 
Zeit bis 02.02.2025 übersandt worden sind, sind der Wahlbezirk 
und der Wahlraum angegeben, in dem der Wahlberechtigte zu 
wählen hat.
Der Briefwahlvorstand tritt zur Ermittlung des Briefwahlergebnis-
ses am 23.02.2025 um 15.00 Uhr in VG Schwarzatal, Markt 5, 
98744 Schwarzatal zusammen.

3.
Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des Wahlbe-
zirks wählen, in dessen Wählerverzeichnis er eingetragen ist.
Die Wähler haben die Wahlbenachrichtigung und ihren Personal-
ausweis oder Reisepass zur Wahl mitzubringen.
Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgegeben werden.
Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jeder Wähler erhält bei 
Betreten des Wahlraumes einen Stimmzettel ausgehändigt.
Jeder Wähler hat eine Erststimme und eine Zweitstimme.
Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender Nummer

a) für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck die Namen 
der Bewerber der zugelassenen Kreiswahlvorschläge unter 
Angabe der Partei, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen außer-
dem das Kennwort und rechts von dem Namen jedes Bewer-
bers einen Kreis für die Kennzeichnung,

b) für die Wahl nach Landeslisten in blauem Druck die Bezeich-
nung der Parteien, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wenden, auch diese, und jeweils die Namen der ersten fünf 
Bewerber der zugelassenen Landeslisten und links von der 
Parteibezeichnung einen Kreis für die Kennzeichnung.

Der Wähler gibt

seine Erststimme in der Weise ab,
dass er auf dem linken Teil des Stimmzettels (Schwarzdruck) 
durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere 
Weise eindeutig kenntlich macht, welchem Bewerber sie gel-
ten soll,

und seine Zweitstimme in der Weise,
dass er auf dem rechten Teil des Stimmzettels (Blaudruck) 
durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere 
Weise eindeutig kenntlich macht, welcher Landesliste sie 
gelten soll.

Der Stimmzettel muss vom Wähler in einer Wahlkabine des Wahl-
raumes oder in einem besonderen Nebenraum gekennzeichnet 
und in der Weise gefaltet werden, dass seine Stimmabgabe nicht 
erkennbar ist. In der Wahlkabine darf nicht fotografiert oder ge-
filmt werden.

4.
Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahlhandlung 
erfolgende Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses 

Als Dankeschön für alle Helfer und Spender gab es am 4. No-
vember eine Kaffeetafel in den Vereinsräumen. Dabei konnten 
die ausgeführten Arbeiten und die neuen Zifferblätter begutach-
tet werden.

Fremdenverkehrs- und Heimatverein
Lichtenhain/Bergbahn e.V.
Evelyn Botz
Vorsitzende

Gemeinde Schwarzburg

Amtliche Mitteilung

zur Satzung über die Erhebung der Grundsteuern 
und Gewerbesteuer (Hebesatz-Satzung) der 
Gemeinde Schwarzburg

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 27.11.2024 mit Be-
schluss-Nr.: 007-03/2024 die Satzung über die Erhebung der 
Grundsteuern und Gewerbesteuer (Hebesatz-Satzung) der Ge-
meinde Schwarzburg, mit seinen Anlagen beschlossen.

Mit Schreiben vom 05.12.2024 wurde der o.g. Beschluss dem 
Landratsamt Saalfeld-Rudolstadt als zuständige Rechtsauf-
sichtsbehörde vorgelegt. Diese bestätigte den Eingang mit Sch-
reiben vom 09.12.2024 (AZ.: 093.963:11_082(24)1-03/kfra).

Entsprechend der Vorschriften des § 21 Abs. 3 Thüringer Kom-
munalordnung (ThürKO) wird die Satzung über die Erhebung der 
Grundsteuern und Gewerbesteuer (Hebesatz-Satzung) der Ge-
meinde Schwarzburg öffentlich bekanntgemacht:

Satzung über die Erhebung der Grundsteuern und 
Gewerbesteuer (Hebesatz-Satzung)  

der Gemeinde Schwarzburg

Auf der Grundlage der §§ 2, 18, 19 und 54 der Thüringer Ge-
meinde- und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung - 
ThürKO -) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 
2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Artikel 33 des Geset-
zes vom 2. Juli 2024(GVBl. S. 277, 288) in Verbindung mit § 1 
Thüringer Kommunalabgabengesetz (ThürKAG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 19. September 2000 (GVBl. S. 301), 
zuletzt geändert durch Artikel 32 des Gesetzes vom 2. Juli 2024 
(GVBl. S. 277, 288), in Verbindung mit § 25 des Grundsteuerge-
setzes (GrStG) vom 07. August 1973 (BGBl. I, S. 965), zuletzt 
geändert durch Art. 34 Gesetz vom 23. Oktober 2024 (BGBl. I 
Nr. 323) und § 16 Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4167), zuletzt 
durch Artikel 19 des Gesetzes vom 27. März 2024 (BGBl. 2024 
I Nr. 108), hat der Gemeinderat der Gemeinde Schwarzburg in 
der Sitzung am 27.11.2024 folgende Satzung über die Erhebung 
der Grundsteuern und Gewerbesteuer (Hebesatz-Satzung) be-
schlossen:

§ 1
Steuersätze der Realsteuern

Die Hebesätze für Grundsteuern und Gewerbesteuern werden 
für die Gemeinde Schwarzburg wie folgt festgesetzt:

1) Grundsteuer für land- und
forstwirtschaftliche Betriebe
(Grundsteuer A)

300 v. H.

2) Grundsteuer für Grundstücke
(Grundsteuer B)

485 v. H.

3) Gewerbesteuer 400 v. H.

§ 2
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft.

Schwarzburg, den 13.12.2024
Gemeinde Schwarzburg
gez. Heike Printz
Bürgermeisterin � Siegel
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Satzung über die Erhebung der Grundsteuern und 
Gewerbesteuer (Hebesatz-Satzung)  

der Gemeinde Sitzendorf

Auf der Grundlage der §§ 2, 18, 19 und 54 der Thüringer  
Gemeinde- und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalord-
nung - ThürKO -) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Artikel 33 
des Gesetzes vom 2. Juli 2024(GVBl. S. 277, 288) in Verbindung 
mit § 1 Thüringer Kommunalabgabengesetz (ThürKAG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 19. September 2000 (GVBl.  
S. 301), zuletzt geändert durch Artikel 32 des Gesetzes vom  
2. Juli 2024 (GVBl. S. 277, 288), in Verbindung mit § 25 des 
Grundsteuergesetzes (GrStG) vom 07. August 1973 (BGBl. I, 
S. 965), zuletzt geändert durch Artikel 32 des Gesetzes vom 
02. Dezember 2024 (BGBl. I Nr. 387) und § 16 Gewerbesteu-
ergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 
2002 (BGBl. I S. 4167), zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom  
02. Dezember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 387), hat der Gemeinderat 
der Gemeinde Sitzendorf in der Sitzung am 17.12.2024 folgen-
de Satzung über die Erhebung der Grundsteuern und Gewerbe-
steuer (Hebesatz-Satzung) beschlossen:

§ 1
Steuersätze der Realsteuern

Die Hebesätze für Grundsteuern und Gewerbesteuern werden 
für die Gemeinde Sitzendorf wie folgt festgesetzt:

1) Grundsteuer für land- und
forstwirtschaftliche Betriebe
(Grundsteuer A)

305 v. H.

2) Grundsteuer für Grundstücke
(Grundsteuer B)

435 v. H.

3) Gewerbesteuer 400 v. H.

§ 2
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft.

Sitzendorf, den 19.12.2024
Gemeinde Sitzendorf
gez. Martin Friedrich
Bürgermeister� Siegel

Belehrung:
Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften, die nicht die Genehmigung, die Ausfertigung und diese 
Bekanntmachung betreffen, können gegenüber der Gemeinde 
Sitzendorf schriftlich unter Angabe der Gründe geltend gemacht 
werden. Werden solche Verstöße nicht innerhalb einer Frist von 
einem Jahr nach dieser Bekanntmachung geltend gemacht, so 
sind diese Verstöße unbeachtlich.

Diese Belehrung erfolgte im Amtsblatt der Verwaltungsge-
meinschaft „Schwarzatal“, Nr. 1/ 2. Woche (07. Jahrgang) vom 
10.01.2025.

Bekanntmachungen des Zweckverband 
Wasser- und Abwasser Verband Ilmenau 
(wavi)
Der wavi, verantwortlich für die Wasserver- und Abwasserent-
sorgung in der Gemeinde Sitzendorf, hat im Amtsblatt des Ilm-
Kreises Nr. 13/2024 vom 10.12.2024 folgende Satzungen be-
kanntgemacht:

- Änderungssatzung zur Gebührensatzung zur Wasserbenut-
zungssatzung (GS-WBS)

- Änderungssatzung zur Gebührensatzung zur Entwässe-
rungs- und Fäkalsatzung (GS-EWS/FES)

- Änderungssatzung für die Erhebung einer Kommunalabgabe 
zur Abwälzung der Abwasserabgabe für Kleineinleiter (Ab-
wälzung AWAG)

- Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von 
Gebühren für die Einleitung von Niederschlagswasser  
(GS-NSW)

- Änderungssatzung der Verwaltungskostensatzung im Gebiet 
des Zweckverbandes Wasser- und Abwasser-Verband Ilme-
nau (VerwKostS)

- Änderungssatzung der Verbandssatzung des Zweckverban-
des Wasser und Abwasser- Verband Ilmenau

im Wahlbezirk sind öffentlich. Jedermann hat Zutritt, soweit das 
ohne Beeinträchtigung des Wahlgeschäfts möglich ist.

5.
Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der Wahl im 
Wahlkreis, in dem der Wahlschein ausgestellt ist,

a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk dieses 
Wahlkreises oder

b) durch Briefwahl
teilnehmen.
Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Gemeindebe-
hörde einen amtlichen Stimmzettel, einen amtlichen Stimmzette-
lumschlag sowie einen amtlichen Wahlbriefumschlag beschaffen 
und seinen Wahlbrief mit dem Stimmzettel (im verschlossenen 
Stimmzettelumschlag) und dem unterschriebenen Wahlschein 
so rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag angegebenen 
Stelle zuleiten, dass er dort spätestens am Wahltag bis 18.00 
Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann auch bei der angegebenen Stel-
le abgegeben werden.

6.
Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal und nur 
persönlich ausüben. Eine Ausübung des Wahlrechts durch einen 
Vertreter anstelle des Wahlberechtigten ist unzulässig (§ 14 Ab-
satz 4 des Bundeswahlgesetzes).
Ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen ei-
ner Behinderung an der Abgabe seiner Stimme gehindert ist, 
kann sich hierzu der Hilfe einer anderen Person bedienen. Die 
Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer vom 
Wahlberechtigten selbst getroffenen und geäußerten Wahlent-
scheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die un-
ter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die selbstbestimmte 
Willensbildung oder Entscheidung des Wahlberechtigten ersetzt 
oder verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson 
besteht (§ 14 Absatz 5 des Bundeswahlgesetzes).
Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer 
Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, wird mit Freiheits-
strafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Unbefugt 
wählt auch, wer im Rahmen zulässiger Assistenz entgegen der 
Wahlentscheidung des Wahlberechtigten oder ohne eine geäu-
ßerte Wahlentscheidung des Wahlberechtigten eine Stimme ab-
gibt. Der Versuch ist strafbar (§ 107a Absatz 1 und 3 des Straf-
gesetzbuches).

Schwarzatal, den 10.01.2025
Die Gemeindebehörde
Verwaltungsgemeinschaft Schwarzatal, Wahlamt, Frau Bartl

Gemeinde Sitzendorf

Amtliche Mitteilung

zur Satzung über die Erhebung der Grundsteuern 
und Gewerbesteuer (Hebesatz-Satzung) der 
Gemeinde Sitzendorf

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 17.12.2024 mit Be-
schluss-Nr.: 014-05/2024 die Satzung über die Erhebung der 
Grundsteuern und Gewerbesteuer (Hebesatz-Satzung) der Ge-
meinde Sitzendorf, mit seinen Anlagen beschlossen.

Mit Schreiben vom 17.12.2024 wurde der o.g. Beschluss dem 
Landratsamt Saalfeld-Rudolstadt als zuständige Rechtsauf-
sichtsbehörde vorgelegt. Diese bestätigte den Eingang mit Sch-
reiben vom 18.12.2024 (AZ.: 093.963:11_084(24)1-03/kfra).

Entsprechend der Vorschriften des § 21 Abs. 3 Satz 3 Thüringer 
Kommunalordnung (ThürKO) wird die Satzung über die Erhe-
bung der Grundsteuern und Gewerbesteuer (Hebesatz-Satzung) 
der Gemeinde Sitzendorf öffentlich bekanntgemacht:
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a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk dieses 
Wahlkreises oder

b) durch Briefwahl
teilnehmen.
Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Gemeindebe-
hörde einen amtlichen Stimmzettel, einen amtlichen Stimmzettelum-
schlag sowie einen amtlichen Wahlbriefumschlag beschaffen und 
seinen Wahlbrief mit dem Stimmzettel (im verschlossenen Stimmzet-
telumschlag) und dem unterschriebenen Wahlschein so rechtzeitig 
der auf dem Wahlbriefumschlag angegebenen Stelle zuleiten, dass 
er dort spätestens am Wahltag bis 18.00 Uhr eingeht. Der Wahlbrief 
kann auch bei der angegebenen Stelle abgegeben werden.

6.
Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal und nur 
persönlich ausüben. Eine Ausübung des Wahlrechts durch einen 
Vertreter anstelle des Wahlberechtigten ist unzulässig (§ 14 Ab-
satz 4 des Bundeswahlgesetzes).
Ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen ei-
ner Behinderung an der Abgabe seiner Stimme gehindert ist, 
kann sich hierzu der Hilfe einer anderen Person bedienen. Die 
Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer vom 
Wahlberechtigten selbst getroffenen und geäußerten Wahlent-
scheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die un-
ter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die selbstbestimmte 
Willensbildung oder Entscheidung des Wahlberechtigten ersetzt 
oder verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson 
besteht (§ 14 Absatz 5 des Bundeswahlgesetzes).
Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer 
Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, wird mit Freiheits-
strafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Unbefugt 
wählt auch, wer im Rahmen zulässiger Assistenz entgegen der 
Wahlentscheidung des Wahlberechtigten oder ohne eine geäu-
ßerte Wahlentscheidung des Wahlberechtigten eine Stimme ab-
gibt. Der Versuch ist strafbar (§ 107a Absatz 1 und 3 des Straf-
gesetzbuches).

Schwarzatal, den 10.01.2025
Die Gemeindebehörde
Verwaltungsgemeinschaft Schwarzatal, Wahlamt, Frau Bartl

Schulen / Kindereinrichtungen

Neues von den Weltentdeckern
Am 13.12.24 waren wir in der AWO Seniorenbetreuung „Idylle 
im Schwarzatal“ zum Adventsnachmittag eingeladen. Natürlich 
freuten sich die Kinder sehr, ihre gelernten Lieder und Gedichte 
vortragen zu können. Dafür bekamen sie viel Applaus und eine 
kleine Überraschung. Außerdem standen wunderschöne, weih-
nachtlich glitzernde Bastelangebote bereit, die vor allem die 
Kinder gern nutzten. Es war ein gemütlicher Nachmittag mit vier 
Generationen, der liebevoll vom Team der Seniorenbetreuung 
vorbereitet wurde.

Die Weltentdecker wünschen allen ein frohes Weihnachtsfest.

- Haushaltssatzung 2025 des Wasser- und Abwasser-Verband 
Ilmenau (WAVI) für das Wirtschaftsjahr 2025

Das Amtsblatt kann auf der Homepage des Ilm-Kreises (www.
ilm-kreis.de) eingesehen werden. Darüber hinaus veröffentlicht 
der wavi Ilmenau die aktuellen Gebühren auf seiner Homepage 
unter www.wavi-ilmenau.de.

Den Veröffentlichungstext können Sie weiterhin auf der Home-
page der VG „Schwarzatal“ (www.vg-schwarzatal.de) unter „Ak-
tuelles und Termine“ einsehen.

Wahlbekanntmachung
1.
Am 23.02.2025 findet die Wahl zum 21. Deutschen Bundestag 
statt.
Die Wahl dauert von 8.00 bis 18.00 Uhr.

2.
Die Gemeinde Sitzendorf bildet einen Wahlbezirk.
Der Wahlraum wird in Sitzendorf eingerichtet.
Die Gemeinde bildet 1 Wahlbezirk.

Wahl-
bezirk

Abgrenzung des
Wahlbezirks

Lage des Wahlraums
(Straße, Hausnummer, Zimmer)

Sitzendorf Multifunktionsgebäude, Badstraße 11

In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberechtigten in der 
Zeit bis 02.02.2025 übersandt worden sind, sind der Wahlbezirk 
und der Wahlraum angegeben, in dem der Wahlberechtigte zu 
wählen hat.
Der Briefwahlvorstand tritt zur Ermittlung des Briefwahlergebnis-
ses am 23.02.2025 um 15.00 Uhr in VG Schwarzatal, Markt 5, 
98744 Schwarzatal zusammen.

3.
Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des Wahlbe-
zirks wählen, in dessen Wählerverzeichnis er eingetragen ist.
Die Wähler haben die Wahlbenachrichtigung und ihren Personal-
ausweis oder Reisepass zur Wahl mitzubringen.
Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgegeben werden.
Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jeder Wähler erhält bei 
Betreten des Wahlraumes einen Stimmzettel ausgehändigt.
Jeder Wähler hat eine Erststimme und eine Zweitstimme.
Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender Nummer

a) für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck die Namen 
der Bewerber der zugelassenen Kreiswahlvorschläge unter 
Angabe der Partei, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen außer-
dem das Kennwort und rechts von dem Namen jedes Bewer-
bers einen Kreis für die Kennzeichnung,

b) für die Wahl nach Landeslisten in blauem Druck die Bezeich-
nung der Parteien, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wenden, auch diese, und jeweils die Namen der ersten fünf 
Bewerber der zugelassenen Landeslisten und links von der 
Parteibezeichnung einen Kreis für die Kennzeichnung.

Der Wähler gibt

seine Erststimme in der Weise ab,
dass er auf dem linken Teil des Stimmzettels (Schwarzdruck) 
durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere Weise 
eindeutig kenntlich macht, welchem Bewerber sie gelten soll,

und seine Zweitstimme in der Weise,
dass er auf dem rechten Teil des Stimmzettels (Blaudruck) 
durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere Weise 
eindeutig kenntlich macht, welcher Landesliste sie gelten soll.

Der Stimmzettel muss vom Wähler in einer Wahlkabine des Wahl-
raumes oder in einem besonderen Nebenraum gekennzeichnet 
und in der Weise gefaltet werden, dass seine Stimmabgabe nicht 
erkennbar ist. In der Wahlkabine darf nicht fotografiert oder ge-
filmt werden.

4.
Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahlhandlung 
erfolgende Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses 
im Wahlbezirk sind öffentlich. Jedermann hat Zutritt, soweit das 
ohne Beeinträchtigung des Wahlgeschäfts möglich ist.

5.
Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der Wahl im 
Wahlkreis, in dem der Wahlschein ausgestellt ist,



Amtsblatt VG „Schwarzatal“	 - 20 -	 Nr. 1/2025

Wahlbekanntmachung
1.
Am 23.02.2025 findet die Wahl zum 21. Deutschen Bundestag 
statt.
Die Wahl dauert von 8.00 bis 18.00 Uhr.

2.
Die Gemeinde Unterweißbach bildet einen Wahlbezirk.
Der Wahlraum wird in Unterweißbach eingerichtet.
Die Gemeinde bildet 1 Wahlbezirk.

Wahl-
bezirk

Abgrenzung des
Wahlbezirks

Lage des Wahlraums
(Straße, Hausnummer, Zimmer)

Unterweißbach Gemeindezentrum, Lichtetalstraße 38

In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberechtigten in der 
Zeit bis 02.02.2025 übersandt worden sind, sind der Wahlbezirk 
und der Wahlraum angegeben, in dem der Wahlberechtigte zu 
wählen hat.
Der Briefwahlvorstand tritt zur Ermittlung des Briefwahlergebnis-
ses am 23.02.2025 um 15.00 Uhr in VG Schwarzatal, Markt 5, 
98744 Schwarzatal zusammen.

3.
Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des Wahlbe-
zirks wählen, in dessen Wählerverzeichnis er eingetragen ist.
Die Wähler haben die Wahlbenachrichtigung und ihren Personal-
ausweis oder Reisepass zur Wahl mitzubringen.
Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgegeben werden.
Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jeder Wähler erhält bei 
Betreten des Wahlraumes einen Stimmzettel ausgehändigt.
Jeder Wähler hat eine Erststimme und eine Zweitstimme.
Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender Nummer

a) für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck die Namen 
der Bewerber der zugelassenen Kreiswahlvorschläge unter 
Angabe der Partei, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese, bei anderen Kreiswahlvorschlägen außer-
dem das Kennwort und rechts von dem Namen jedes Bewer-
bers einen Kreis für die Kennzeichnung,

b) für die Wahl nach Landeslisten in blauem Druck die Bezeich-
nung der Parteien, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wenden, auch diese, und jeweils die Namen der ersten fünf 
Bewerber der zugelassenen Landeslisten und links von der 
Parteibezeichnung einen Kreis für die Kennzeichnung.

Der Wähler gibt

seine Erststimme in der Weise ab,
dass er auf dem linken Teil des Stimmzettels (Schwarzdruck) 
durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere 
Weise eindeutig kenntlich macht, welchem Bewerber sie gel-
ten soll,

und seine Zweitstimme in der Weise,
dass er auf dem rechten Teil des Stimmzettels (Blaudruck) 
durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere 
Weise eindeutig kenntlich macht, welcher Landesliste sie 
gelten soll.

Der Stimmzettel muss vom Wähler in einer Wahlkabine des Wahl-
raumes oder in einem besonderen Nebenraum gekennzeichnet 
und in der Weise gefaltet werden, dass seine Stimmabgabe nicht 
erkennbar ist. In der Wahlkabine darf nicht fotografiert oder ge-
filmt werden.

4.
Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahlhandlung 
erfolgende Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses 
im Wahlbezirk sind öffentlich. Jedermann hat Zutritt, soweit das 
ohne Beeinträchtigung des Wahlgeschäfts möglich ist.

5.
Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der Wahl im 
Wahlkreis, in dem der Wahlschein ausgestellt ist,

a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk dieses 
Wahlkreises oder

b) durch Briefwahl
teilnehmen.
Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Gemeindebe-
hörde einen amtlichen Stimmzettel, einen amtlichen Stimmzette-
lumschlag sowie einen amtlichen Wahlbriefumschlag beschaffen 

Gemeinde Unterweißbach

Amtliche Mitteilung

zur Satzung über die Erhebung der Grundsteuern 
und Gewerbesteuer (Hebesatz-Satzung) der 
Gemeinde Unterweißbach

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 19.12.2024 mit Be-
schluss-Nr.: 029-05/2024 die Satzung über die Erhebung der 
Grundsteuern und Gewerbesteuer (Hebesatz-Satzung) der Ge-
meinde Unterweißbach, mit seinen Anlagen beschlossen.

Mit Schreiben vom 19.12.2024 wurde der o.g. Beschluss dem 
Landratsamt Saalfeld-Rudolstadt als zuständige Rechtsauf-
sichtsbehörde vorgelegt. Diese bestätigte den Eingang mit  
Schreiben vom 23.12.2024 (AZ.: 093.963:11_094(24)1-03/kfra).

Entsprechend der Vorschriften des § 21 Abs. 3 Satz 3 Thüringer 
Kommunalordnung (ThürKO) wird die Satzung über die Erhe-
bung der Grundsteuern und Gewerbesteuer (Hebesatz-Satzung) 
der Gemeinde Unterweißbach öffentlich bekanntgemacht:

Satzung über die Erhebung der Grundsteuern und 
Gewerbesteuer (Hebesatz-Satzung)  

der Gemeinde Unterweißbach

Auf der Grundlage der §§ 2, 18, 19 und 54 der Thüringer  
Gemeinde- und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalord-
nung - ThürKO -) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Artikel 33 
des Gesetzes vom 2. Juli 2024(GVBl. S. 277, 288) in Verbindung 
mit § 1 Thüringer Kommunalabgabengesetz (ThürKAG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 19. September 2000 (GVBl. 
S. 301), zuletzt geändert durch Artikel 32 des Gesetzes vom  
2. Juli 2024 (GVBl. S. 277, 288), in Verbindung mit § 25 des 
Grundsteuergesetzes (GrStG) vom 07. August 1973 (BGBl. I,  
S. 965), zuletzt geändert durch Artikel 32 des Gesetzes vom  
02. Dezember 2024 (BGBl. I Nr. 387) und § 16 Gewerbesteuer-
gesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 
2002 (BGBl. I S. 4167), zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 
02. Dezember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 387), hat der Gemeinde-
rat der Gemeinde Unterweißbach in der Sitzung am 19.12.2024 
folgende Satzung über die Erhebung der Grundsteuern und Ge-
werbesteuer (Hebesatz-Satzung) beschlossen:

§ 1
Steuersätze der Realsteuern

Die Hebesätze für Grundsteuern und Gewerbesteuern werden 
für die Gemeinde Unterweißbach wie folgt festgesetzt:

1) Grundsteuer für land- und
forstwirtschaftliche Betriebe
(Grundsteuer A)

280 v. H.

2) Grundsteuer für Grundstücke
(Grundsteuer B)

390 v. H.

3) Gewerbesteuer 395 v. H.

§ 2
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft.

Unterweißbach, den 30.12.2024
Gemeinde Unterweißbach
gez. Steffen Günther
Bürgermeister� Siegel

Belehrung:
Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften, die nicht die Genehmigung, die Ausfertigung und diese 
Bekanntmachung betreffen, können gegenüber der Gemeinde 
Unterweißbach schriftlich unter Angabe der Gründe geltend 
gemacht werden. Werden solche Verstöße nicht innerhalb einer 
Frist von einem Jahr nach dieser Bekanntmachung geltend ge-
macht, so sind diese Verstöße unbeachtlich.

Diese Belehrung erfolgte im Amtsblatt der Verwaltungsge-
meinschaft „Schwarzatal“, Nr. 1/ 2. Woche (07. Jahrgang) vom 
10.01.2025.
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§ 1
Name

Die Gemeinde führt den Namen „Unterweißbach“.

§ 2
Wappen, Dienstsiegel

(1) Das Wappen der Gemeinde Unterweißbach ist geviertet von 
Silber und Rot und zeigt in Feld 1 eine schwarze Schürfgabel, in 
den Feldern 2 und 3 einen schräglinken silbernen Wellenbalken 
und in Feld 4 ein schwarzes Rautengitter.
(2) Das Dienstsiegel zeigt im Inneren das Wappen der Gemeinde 
Unterweißbach und trägt die Umschrift.

- oberer Halbbogen „THÜRINGEN“, wobei die Buchsta-
benfüße zum Wappenbild der Ge-
meinde Unterweißbach zeigen

- unterer Halbbogen „GEMEINDE UNTERWEIßBACH“, 
wobei die Buchstabenköpfe zum 
Wappenbild der Gemeinde Unter-
weißbach zeigen

§ 3
Ortsteile

Das Gemeindegebiet gliedert sich in folgende Ortsteile:

1. Unterweißbach
2. Neu-Leibis

§ 4
Bürgerbegehren, Bürgerentscheid

(1) Die Bürger können über Angelegenheiten des eigenen  
Wirkungskreises der Gemeinde die Durchführung eines Bürge-
rentscheids beantragen (Bürgerbegehren). Nach Zustandekom-
men des Bürgerbegehrens wird die Angelegenheit den Bürgern 
zur Entscheidung vorgelegt, sofern der Gemeinderat sich das 
Anliegen nicht zu Eigen macht.
(2) Unter bestimmten Voraussetzungen kann der Gemeinderat 
den Bürgern eine Angelegenheit des eigenen Wirkungskreises 
der Gemeinde zur Entscheidung vorlegen (Ratsreferendum).
(3) Der erfolgreiche Bürgerentscheid hat die Wirkung eines  
Gemeinderatsbeschlusses der Gemeinde.
(4) Das Nähere zur Durchführung von Bürgerbegehren,  
Bürgerentscheid, Ratsbegehren und Ratsreferendum regelt das 
Thüringer Gesetz über das Verfahren bei Einwohnerantrag, Bür-
gerbegehren und Bürgerentscheid (ThürEBBG) in der jeweils 
geltenden Fassung.

§ 5
Einwohnerfragestunde und Einwohnerversammlung

(1) Bei öffentlichen Sitzungen des Gemeinderates soll den Ein-
wohnern Gelegenheit gegeben werden, Fragen zu gemeindli-
chen Angelegenheiten, die in die Zuständigkeit des Gemein-
derates fallen, zu stellen oder Anregungen und Vorschläge zu 
unterbreiten. Einwohneranfragen, Anregungen oder Vorschläge 
zu Tagesordnungspunkten, die nichtöffentlich behandelt wer-
den, sind unzulässig. Es dürfen bis zu 3 Einwohneranfragen, 
Anregungen oder Vorschläge von einem Einwohner, Verein oder 
Verband mit Sitz in der Gemeinde Unterweißbach pro Sitzung 
gestellt werden. Die Einwohneranfragen, Anregungen oder Vor-
schläge müssen sich jeweils auf ein Thema beziehen und spä-
testens 3 Tage vor der Sitzung schriftlich oder per E-Mail in der 
Gemeinde Unterweißbach eingehen. Einwohneranfragen dürfen 
bis zu 3 einzelne Fragen enthalten. Die Einwohnerfragestunde 
ist Bestandteil der öffentlichen Sitzung und kann auf 30 Minuten 
begrenzt werden; in Ausnahmefällen kann sie durch den Bür-
germeister bis um 6 Minuten ausgedehnt werden. Die Redezeit 
eines Fragestellers beträgt höchstens 10 Minuten. Es genügt 
eine mündliche Beantwortung der Einwohneranfrage/n durch 
den Bürgermeister. Eine Aussprache und/oder Beratung in der 
Sache findet nicht statt. Zulässig sind bis zu 3 themenbezogene 
Nachfrage/n durch den/die Fragesteller. Ist die Beantwortung der 
Nachfrage/n nicht während der Sitzung möglich, erfolgt deren 
Beantwortung im Nachgang oder in der folgenden Gemeinde-
ratssitzung.
(2) Der Bürgermeister beruft mindestens einmal jährlich eine 
Einwohnerversammlung ein, um die Einwohner über wichti-
ge Gemeindeangelegenheiten, insbesondere über Planungen 
und Vorhaben der Gemeinde, die ihre strukturelle Entwicklung 
unmittelbar und nachhaltig beeinflussen oder über Angelegen-
heiten, die mit erheblichen Auswirkungen für eine Vielzahl von 
Einwohnern verbunden sind, zu unterrichten und diese mit  

und seinen Wahlbrief mit dem Stimmzettel (im verschlossenen 
Stimmzettelumschlag) und dem unterschriebenen Wahlschein 
so rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag angegebenen 
Stelle zuleiten, dass er dort spätestens am Wahltag bis 18.00 
Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann auch bei der angegebenen Stel-
le abgegeben werden.

6.
Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal und nur 
persönlich ausüben. Eine Ausübung des Wahlrechts durch einen 
Vertreter anstelle des Wahlberechtigten ist unzulässig (§ 14 Ab-
satz 4 des Bundeswahlgesetzes).
Ein Wahlberechtigter, der des Lesens unkundig oder wegen ei-
ner Behinderung an der Abgabe seiner Stimme gehindert ist, 
kann sich hierzu der Hilfe einer anderen Person bedienen. Die 
Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe einer vom 
Wahlberechtigten selbst getroffenen und geäußerten Wahlent-
scheidung beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die un-
ter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die selbstbestimmte 
Willensbildung oder Entscheidung des Wahlberechtigten ersetzt 
oder verändert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson 
besteht (§ 14 Absatz 5 des Bundeswahlgesetzes).
Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer 
Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, wird mit Freiheits-
strafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Unbefugt 
wählt auch, wer im Rahmen zulässiger Assistenz entgegen der 
Wahlentscheidung des Wahlberechtigten oder ohne eine geäu-
ßerte Wahlentscheidung des Wahlberechtigten eine Stimme ab-
gibt. Der Versuch ist strafbar (§ 107a Absatz 1 und 3 des Straf-
gesetzbuches).

Schwarzatal, den 10.01.2025
Die Gemeindebehörde
Verwaltungsgemeinschaft Schwarzatal, Wahlamt, Frau Bartl

Amtliche Mitteilung

zur Hauptsatzung der Gemeinde Unterweißbach

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 07.11.2024 mit  
Beschluss-Nr.: 024-04/2024 die Hauptsatzung der Gemeinde 
Unterweißbach, mit seinen Anlagen beschlossen.

Mit Schreiben vom 27.11.2024 wurde der o. g. Beschluss dem 
Landratsamt Saalfeld-Rudolstadt als zuständige Rechtsaufsichts-
behörde vorgelegt. Diese bestätigte den Eingang mit Schreiben 
vom 03.12.2024 (Az.: 093.020:05_001_094(24)1-03/sege)

Entsprechend der Vorschriften des § 21 Abs. 3 Satz 1 Thüringer 
Kommunalordnung (ThürK0) wird die Hauptsatzung der Gemein-
de Unterweißbach öffentlich bekanntgemacht:

Hauptsatzung der Gemeinde Unterweißbach

Aufgrund der § 19 Abs. 1 und 20 Abs. 1 der Thüringer Gemeinde- 
und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO) 
vom 16. August 1993 (GVBI. S. 501) in der Fassung der Neube-
kanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBI. 5. 41), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 33 des Gesetzes vom 02.07.2024 (GVBI. 5. 
277, 288) hat der Gemeinderat der Gemeinde Unterweißbach in 
der Sitzung am 07.11.2024 folgende Hauptsatzung beschlossen:
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ne Teilnahme an Sitzungen des Gemeinderats oder eines Aus-
schusses, in dem sie Mitglied sind. Mehr als zwei Sitzungsgelder 
pro Tag dürfen nicht gezahlt werden.
Die Aufwandsentschädigung nach Satz 1 ist jährlich zu überprü-
fen. Übersteigt der Mindestbetrag nach 5 2 Abs. 5 der Thüringer 
Verordnung über die Entschädigung der Gemeinderats-, Stadt-
rats- und Kreistagsmitglieder (Thüringer Entschädigungsverord-
nung - ThürEntschVO) vom 6. November 2018 (GVBI. S. 703) 
in der jeweils geltenden Fassung die festgesetzte Aufwandsent-
schädigung, ist diese neu festzusetzen.
(2) Gemeinderatsmitglieder, die Arbeiter oder Angestellte sind, 
haben außerdem Anspruch auf Ersatz des nachgewiesenen Ver-
dienstausfalls und der notwendigen Auslagen.
Selbstständig Tätige erhalten eine Pauschalentschädigung von 
10,00 Euro je volle Stunde für den Verdienstausfall, der durch 
Zeitversäumnis in ihrer beruflichen Tätigkeit entstanden ist.
Sonstige Gemeinderatsmitglieder, die nicht erwerbstätig sind, 
jedoch einen Mehrpersonenhaushalt von mindestens drei Per-
sonen führen, erhalten eine Pauschalentschädigung von 10,00 
Euro je volle Stunde. Die Ersatzleistungen nach diesem Absatz 
werden nur auf Antrag sowie für höchstens 8 Stunden pro Tag 
und auch nur bis 19:00 Uhr gewährt.
(3) Für eine notwendige auswärtige Tätigkeit werden Reisekos-
ten nach dem Thüringer Reisekostengesetz gezahlt.
(4) Für ehrenamtlich Tätige, die nicht Mitglied des Gemeinderats 
sind, gelten die Regelungen hinsichtlich des Sitzungsgeldes, des 
Verdienstausfalls bzw. der Pauschalentschädigung und der Rei-
sekosten (Abs. 1, 2 und 3) entsprechend.
(5) Die Mitglieder des Wahlausschusses erhalten für die Teil-
nahme je Sitzung 10,00 EUR und die Mitglieder des Wahlvor-
standes bei der Durchführung der Wahlen am Wahltag sowie 
erforderlichenfalls für den folgenden Tag eine pauschale Ent-
schädigung von 40,00 EUR und bei verbundenen Wahlen eine 
Entschädigung von 60,00 EUR pro Wahltag. Bei Wahlen zum 
Europäischen Parlament, zum Deutschen Bundestag und zum 
Thüringer Landtag sind diese Regelungen analog anzuwenden. 
Die Aufwandsentschädigung nach Satz 2 ist rechtzeitig vor jeder 
Wahl zu überprüfen. Übersteigt die nach höherrangigem Recht 
zu zahlende Entschädigung die in dieser Hauptsatzung festge-
setzten Beträge, so sind die nach höherrangigem Recht zu zah-
lende Beträge zu gewähren.
Personen, die ehrenamtlich in der Feuerwehr der Gemeinde Un-
terweißbach tätig sind, erhalten eine Aufwandsentschädigung 
nach Maßgabe der „Satzung zur Regelung der Aufwandsent-
schädigung für die Ehrenbeamten und ehrenamtlichen Feuer-
wehrangehörigen, die ständig zu besonderen Dienstleistungen 
herangezogen werden, der Freiwilligen Feuerwehr der Gemein-
de Unterweißbach“
(6) Für die Wahrnehmung besonderer Funktionen und die hier-
durch entstehenden höheren Belastungen und Aufwendungen 
erhält der Vorsitzende des Gemeinderates ein zusätzliches Sit-
zungsgeld von 10,00 EUR für die tatsächliche Leitung der Sit-
zung. Ist der Vorsitzende verhindert die Sitzung zu leiten, so steht 
dem stellvertretenen Gemeinderatsvorsitzenden das zusätzliche 
Sitzungsgeld zu.
(7) Die ehrenamtlichen kommunalen Wahlbeamten erhalten für 
die Dauer ihrer Tätigkeit folgende Aufwandsentschädigungen:

der ehrenamtliche Bürgermeister 1.060,00 Euro/Monat,
der ehrenamtliche Beigeordnete 265,00 Euro/Monat.

Ist der Bürgermeister länger als 30 Kalendertage ununterbro-
chen verhindert, seine Dienstgeschäfte wahrzunehmen, erhält 
der Stellvertreter ab dem 31. Kalendertag monatlich für die 
Vertretung eine erhöhte Aufwandsentschädigung in Höhe der 
nach Satz 1 festgesetzten Aufwandsentschädigung des Bürger-
meisters. Für jeden angefangenen Tag der Vertretung wird ein 
Dreißigstel der nach Satz 2 festgesetzten erhöhten Aufwands-
entschädigung gewährt. Die Aufwandsentschädigung nach Satz 
1 ist jährlich zu überprüfen. Übersteigt der Mindestbetrag nach 
§ 1 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 4 der Thüringer Verordnung über 
die Aufwandsentschädigung der ehrenamtlichen kommunalen 
Wahlbeamten auf Zeit (ThürAufEVO) in der jeweils geltenden 
Fassung, die festgesetzte Aufwandsentschädigung, ist diese neu 
festzusetzen.

§ 12
Öffentliche Bekanntmachungen

(1) Die öffentliche Bekanntmachung von Satzungen der Ge-
meinde erfolgt durch Veröffentlichung in einer gedruckten Aus-
gabe im „Amtsblatt der Verwaltungsgemeinschaft Schwarzatal“.  

ihnen zu erörtern, Der Bürgermeister lädt spätestens eine Wo-
che vor der Einwohnerversammlung unter Angabe von Ort, Zeit 
und Tagesordnung in ortsüblicher Weise öffentlich zur Einwoh-
nerversammlung ein.
(3) Dem Bürgermeister obliegt die Leitung der Einwohnerver-
sammlung. Er hat im Rahmen der Erörterung den Einwohnern 
in ausreichendem Umfang Gelegenheit zur Äußerung zu geben.
Soweit dies erforderlich ist, kann der Bürgermeister zum Zweck 
der umfassenden Unterrichtung Gemeindebedienstete und 
Sachverständige hinzuziehen.
(4) Die Einwohner können Anfragen in wichtigen Gemeinde-
angelegenheiten, die nicht von der Tagesordnung der Einwoh-
nerversammlung erfasst sind, bis spätestens zwei Tage vor der 
Einwohnerversammlung bei der Gemeinde einreichen. Die An-
fragen sollen vom Bürgermeister in der Einwohnerversammlung 
beantwortet werden. Ausnahmsweise kann der Bürgermeister 
Anfragen auch innerhalb einer Frist von drei Wochen schriftlich 
beantworten.

§ 6
Vorsitz im Gemeinderat

Den Vorsitz im Gemeinderat führt ein vom Gemeinderat gewähl-
tes Gemeinderatsmitglied. Der Gemeinderat wählt einen Stell-
vertreter für den Gemeinderatsvorsitzenden.

§ 7
Bürgermeister

Der Bürgermeister ist ehrenamtlich tätig.

§ 8
Beigeordnete

Der Gemeinderat wählt einen ehrenamtlichen Beigeordneten.

§ 9
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen

Bei Planungen und Vorhaben, die die Interessen von Kindern 
und Jugendlichen berühren, sollen diese in angemessener Wei-
se beteiligt werden. Die Beteiligung kann insbesondere erfolgen 
durch

- die Durchführung von Versammlungen mit Kindern und Ju-
gendlichen entsprechend den Einwohnerversammlungen 
gem. § 15 Abs. 1 ThürKO,

- Umfragen bei Kindern und Jugendlichen,
Der Bürgermeister entscheidet in Abhängigkeit der einzelnen 
Planungen und Vorhaben, in welcher Form und bis zu welchem 
Alter die Kinder und Jugendlichen beteiligt werden.

§ 10
Ehrenbezeichnungen

(1) Personen, die sich in besonderem Maße um die Gemeinde 
und das Wohl ihrer Einwohner verdient gemacht haben, können 
zu Ehrenbürgern ernannt werden.
(2) Personen, die als Mitglieder des Gemeinderates, Ehrenbe-
amte, hauptamtliche Wahlbeamte insgesamt mindestens 20 
Jahre ihr Mandat oder Amt ausgeübt haben, können folgende 
Ehrenbezeichnungen erhalten:

- Bürgermeister = Ehrenbürgermeister,
- Beigeordneter = Ehrenbeigeordneter,
- Gemeinderatsmitglied = Ehrengemeinderatsmitglied,
- sonstige Ehrenbeamte = eine die ausgeübte ehrenamtliche 

Tätigkeit kennzeichnende Amtsbezeichnung mit dem Zusatz 
„Ehren-“.

Die Ehrenbezeichnung soll sich nach der zuletzt und/ oder über-
wiegend ausgeübten Funktion richten.
(3) Personen, die durch besondere Leistungen oder in sonstiger 
vorteilhafter Weise zur Mehrung des Ansehens der Gemeinde 
beigetragen haben, können besonders geehrt werden. Der Ge-
meinderat kann dazu spezielle Richtlinien beschließen.
(4) Die Verleihung des Ehrenbürgerrechts und der Ehrenbezeich-
nung soll in feierlicher Form in einer Sitzung des Gemeinderates 
unter Aushändigung einer Urkunde vorgenommen werden.
(5) Die Gemeinde kann das Ehrenbürgerrecht und die Ehrenbe-
zeichnung wegen unwürdigen Verhaltens widerrufen.

§ 11
Entschädigungen

(1) Die Gemeinderatsmitglieder erhalten für ihre ehrenamtli-
che Mitwirkung bei den Beratungen und Entscheidungen des  
Gemeinderats und seiner Ausschüsse als Entschädigung ein 
Sitzungsgeld von 25,00 Euro für die notwendige, nachgewiese-
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Auf den Urschriften der Satzungen sind die Form und der Tag der 
öffentlichen Bekanntmachung schriftlich zu vermerken.
(2) Kann wegen eines Naturereignisses oder anderer unab-
wendbarer Ereignisse eine Satzung nicht in der durch Absatz 
1 festgelegten Form öffentlich bekannt gemacht werden, erfolgt 
in dringenden Fällen die öffentliche Bekanntmachung der Sat-
zung durch Aushang an der Verkündungstafel Ortsmitte, neben 
Lichtetalstraße 38. Nach Wegfall des Hinderungsgrundes wird 
die öffentliche Bekanntmachung der Satzung unverzüglich in der 
nach Absatz 1 festgelegten Form nachgeholt; auf die Form der 
Bekanntmachung ist dabei hinzuweisen.
(3) Die ortsübliche öffentliche Bekanntmachung von Zeit, Ort und 
Tagesordnung der Sitzungen des Gemeinderats werden durch 
Aushang auf folgenden Verkündungstafeln bekannt gemacht:

1. Quelitz Park
2. Ortsmitte, neben Lichtetalstr. 38
3. Lichtetalstraße, Abzweig Oberweißbach (Pfarrhaus)
4. Bahnhofstraße, Nähe Nr. 23
5. Am Bahnhof, neben Bahnhofstr. 2
6. Neu-Leibis, vor Bergstr. 1
Die Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der  
Sitzungen des Gemeinderats, ist mit dem Ablauf des ersten Ta-
ges des Aushangs an den Verkündungstafeln an diesem Tag 
vollendet.
Die entsprechenden Bekanntmachungen dürfen jedoch erst am 
Tag nach der jeweiligen Sitzung abgenommen werden.
(4) Für sonstige gesetzlich erforderliche (öffentliche, amtliche 
oder ortsübliche) Bekanntmachungen gelten Absatz 1 entspre-
chend, sofern nicht Bundes- oder Landesrecht etwas anderes 
bestimmt.
(5) Für ortsübliche öffentliche die Bekanntmachungen laut Thü-
ringer Kommunalwahlgesetz (ThürKWG) bzw. Thüringer Kom-
munalwahlordnung (ThürKWO) gilt Absatz 1 entsprechend.
(6) Als Stelle für die öffentliche Zustellung gemäß § 15 ThürVw2VG 
sowie die öffentliche Bekanntgabe gemäß § 122 Abs. 4 AO wird 
die Bekanntmachungstafel im EG Haus II der Verwaltungsgemein-
schaft „SchwarzataI“, Hauptstraße 34, 07429 Sitzendorf, bestimmt.

§ 13
Haushaltswirtschaft

Die Haushaltswirtschaft der Gemeinde wird nach den Grundsät-
zen der Verwaltungsbuchführung geführt.

§ 14
Sprachform, In- und Außerkrafttreten

(1) Die in dieser Hauptsatzung verwendeten personenbezoge-
nen Bezeichnungen gelten für Frauen, für Männer sowie für alle 
weiteren Geschlechtsformen.
(2) Die Hauptsatzung tritt mit Ausnahme des § 11 Abs. 1 am Tage 
nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Hauptsatzung vom 30.03.2010 zuletzt geändert durch 6. Än-
derungssatzung vom 20.06.2023 außer Kraft.
(3) Die Regelung des § 11 Abs. 1 tritt rückwirkend zum 01.01.2024 
in Kraft.

Unterweißbach, den 09.12.2024
Gemeinde Unterweißbach
gez. Steffen Günther
Bürgermeister� -Siegel-

Belehrung:
Verstöße wegen der Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften, die nicht die Genehmigung, die Ausfertigung und diese 
Bekanntmachung betreffen, können gegenüber der Gemeinde 
Unterweißbach schriftlich unter Angabe der Gründe geltend 
gemacht werden. Werden solche Verstöße nicht innerhalb einer 
Frist von einem Jahr nach dieser Bekanntmachung geltend ge-
macht, so sind diese Verstöße unbeachtlich.

Diese Belehrung erfolgte im Amtsblatt der Verwaltungsgemein-
schaft „Schwarzatal“, Nr.1 / 02. Woche (07. Jahrgang) vom 
10.01.2025.

Zustellreklamationen
richten Sie bitte telefonisch, unter Nennung Ihrer vollständigen 

Adresse, an Tel.: 03677 205031 oder schriftlich  
per E-Mail: post@wittich-langewiesen.de


